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Sozial- und Gesundheitsausschuss Rendsburg, 06.11.2018

Fachbereich: FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Telefon: 04331/202-373
E-Mail: katrin.schliszio@kreis-rd.de

TAGESORDNUNG

Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 21.11.2018, 16:00 Uhr
Ort, Raum: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 

Rendsburg, Kreistagssitzungssaal

 
 1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 

Tagesordnung

 2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
06.09.2018

 3. Finanzbericht: Zwischenbericht Januar bis August 
2018

VO/2018/663

 4. Haushalt für das Jahr 2019

 4.1. Wesentliche Haushaltspunkte

 4.2. Zuschussanträge

 4.2.1. Antrag des Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. auf 
Gewährung eines Kreiszuschusses für den Neubau 
des Frauenhauses in Rendsburg im Haushaltsjahr 
2019

VO/2018/701

 4.2.2. Folgeantrag der Diakonie Rendsburg- Eckernförde und 
von Umwelt Technik und Soziales e.V. auf Erhöhung 
der Zuwendungen für die Migrationssozialberatung für 
2019

VO/2018/697

 4.2.3. Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe 
Freizeitclubs im Kreis

VO/2018/700

 4.3. Anträge der Fraktionen zum Haushalt
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 4.4. Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes VO/2018/666

 4.5. Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019

 4.6. Erstellung eines Aktionsplanes des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde unter Berücksichtigung des 
Landesaktionsplanes zur Umsetzung der UN-
Konvention über Rechte von Menschen mit 
Behinderungen in Schleswig-Holstein

VO/2018/665

 4.7. Kreiszuschüsse für die Suchtberatung VO/2018/693

 4.8. Teilergebnis- und Finanzpläne im 
Zuständigkeitsbereich des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses

 5. Kommunales Benchmarking der schleswig-
holsteinischen Kreise - Bericht 2018: Teilprojekt 
Gesundheit

VO/2018/676

 6. Anfrage der SPD Kreistagsfraktion zur 
Eingliederungshilfe

 7. Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke zur Situation 
der Altenpflegeeinrichtungen im Kreis Rendsburg-
Eckernförde

 8. Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke zur Wohnungs- 
und Obdachlosigkeit im Kreis

 9. Bericht der Verwaltung

 10. Zusammensetzung der Arbeitsgruppe § 4 SGB XII

 11. Terminplanung Sitzungen Sozial- und 
Gesundheitsausschuss 2019

VO/2018/649

 12. Verschiedenes



Seite: 1/2

Sozial- und Gesundheitsausschuss Rendsburg, 20.11.2018

Fachbereich: FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Telefon: 04331/202-373
E-Mail: katrin.schliszio@kreis-rd.de

Nachversand
zur

Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 21.11.2018, 16:00 Uhr
Ort, Raum: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 

Rendsburg, Kreistagssitzungssaal

Als Anlage übersende ich Ihnen weitere Beratungsunterlagen.

 
4.2.2. Modelle für eine Beteiligung des Kreises an einem 

Frauenhaus
VO/2018/701-001

  
4.2.5. Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-

Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe 
Freizeitclubs im Kreis

VO/2018/700-001

  
4.2.6. Antrag der Aktivgruppe DROGE 70 auf Erhöhung der 

Finanzierung der Suchtpräventionsmaßnahmen im Jahr 
2019

VO/2018/710

  
4.2.7. Antrag pro familia zur Förderung der 

sexualpädagogischen Arbeit im Kreis Rendsburg-
Eckernförde 2019

VO/2018/730

  
4.3.1. Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

auf Zuschusserhöhung der Integrationsleistungen
VO/2018/724

  
4.3.2. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Koordinierung 

Integration und Teilhabe
VO/2018/720

  
4.3.3. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zur Stärkung der 

Beratungskapazität der Pflegestützpunkte
VO/2018/718

  
4.3.4. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Zuschüsse 

Suchtberatung
VO/2018/719

  
4.3.5. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Erhöhung des 

Personalbudgets für die Stelle einer/eines 
Demografiebeauftragten

VO/2018/721
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4.3.6. Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke über eine 
Zuschusserhöhung für die Bahnhofsmission

VO/2018/723

  
4.3.7. Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke zur Förderung 

von Projekten gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit
VO/2018/722

  
4.3.8. Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zur Sicherstellung 

der Heimaufsicht
VO/2018/736

  
9. Verwaltungsvereinbarung mit dem Kreis Nordfriesland 

zur Durchführung von Aufgaben nach dem 
Heilpraktikergesetz

VO/2018/726

  
9.1. Satzung zur "Erhebung von Verwaltungsgebühren im 

Rahmen der Durchführung von Aufgaben nach dem 
Heilpraktikergesetz"

VO/2018/729

  

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Tagesordnung entsprechend zu 
erweitern.

Mit freundlichen Grüßen Beglaubigt:

gez.  Dr. Christine von Milczewski Katrin Schliszio
Vorsitz Gremienbetreuung
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 17.10.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/663
öffentlich
15.10.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Finanzbericht: Zwischenbericht Januar bis August 2018
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:

Der Hauptausschuss hat sich in seiner Sitzung am 10. Juni 2010 dafür 
ausgesprochen, dem Hauptausschuss und den übrigen Ausschüssen im Rahmen 
der Finanzberichterstattung die Budgetberichte zu den Berichtsstichtagen 30. April 
und 31. August eines Haushaltsjahres vorzulegen.

Als Anlage wird der Zwischenbericht des Fachbereichs Soziales, Arbeit und 
Gesundheit für den Zeitraum Januar bis August 2018 vorgelegt.

Gegenüber den bisherigen Finanzberichten ergeben sich zwei Veränderungen:

 Das Berichtswesen wurde um die maßgeblichen Erträge des Haushalts 
erweitert.

 Zur besseren Veranschaulichung, welche finanziellen Auswirkungen in den 
jeweiligen Themenbereichen für den Kreis Rendsburg-Eckernförde zu 
erwarten sind, wird der Kostenanteil des Kreises grafisch dargestellt. Dies 
betrifft insbesondere die Berichtsinhalte, bei denen Kostenbeteiligungen 
anderer Träger vorhanden sind. 

Die einzelnen Berichtsblätter enthalten Prognosen auf das voraussichtliche 
Jahresergebnis 2018. Diese basieren auf den Buchungsständen am 31.08.2018 und 
können nur als grobe Abschätzung des Haushaltsvollzugs im weiteren Jahresverlauf 
verstanden werden. Ergänzend zu den Berichtsblättern werden folgende Hinweise 
gegeben:

TOP 3
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Gegenüber dem 1. Nachtragshaushaltsplan ist derzeit (Stand 31.08.2018) mit einer 
Ergebnisverbesserung in einer Größenordnung von 1,8 Mio. Euro zu rechnen. Unter 
Einbeziehung des in der 1.Nachtragshaushaltssatzung prognostizierten 
Jahresüberschusses in Höhe von 8,4 Mio. Euro ergibt dies damit rechnerisch ein 
positives Jahresergebnis in Höhe von 10,2 Mio. Euro.

Die ermittelten Verbesserungen sind unter anderem auf folgende Punkte 
zurückzuführen:

Die Aufwendungen für Kosten der Unterkunft (KdU gem. SGB II, Berichtsblatt 32) 
werden aus heutiger Sicht geringer ausfallen als geplant. Dies erklärt sich im 
Wesentlichen mit der im Verhältnis zu den Annahmen abgesunkenen Anzahl der 
Leistungsberechtigten. Zugleich sinkt zwar der Erstattungsbetrag des Bundes, 
insgesamt wird jedoch mit einer Verbesserung in Höhe von rund 1,6  Mio. Euro. 
gerechnet.

Die Entwicklung des Jahresergebnisses kann im weiteren Verlauf des Jahres sowohl 
positiv als auch negativ beeinflusst werden.

So sinken die Aufwendungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zwar, aber 
eben in deutlich geringerem Umfang als erwartet. Die Abnahme der Fallzahlen ist 
maßgeblich von den Entscheidungen des BAMF abhängig.

Aufgrund von Erfahrungen aus der Prognostizierung vergangener Jahresabschlüsse, 
wird damit gerechnet, dass sich das Jahresergebnis tendenziell positiv entwickelt.

Finanzielle Auswirkungen: Siehe Sachverhaltsdarstellung

Anlage: Zwischenbericht Januar bis August 2018 für den Fachbereich Soziales, 
Arbeit und Gesundheit
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 05.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/701
öffentlich
05.11.2018
Radant, Uwe

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Radant, Uwe

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag des Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. auf Gewährung eines 
Kreiszuschusses für den Neubau des Frauenhauses in Rendsburg im 
Haushaltsjahr 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Beschlussvorschlag erfolgt nach Beratung im Sozial- und Gesundheits-
ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Mit anliegendem Schreiben vom 18.10.2018 beantragt der Brücke Rendsburg-
Eckernförde e.V. für den Neubau des Frauenhauses in Rendsburg einen Kreis-
zuschuss in Höhe von 350.000€. 

Der Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. hat 2013 die Trägerschaft für das 
Rendsburger Frauenhaus vom dem Verein Autonomes Frauenhaus Rendsburg e.V. 
unbefristet übernommen. Eine Kündigungsmöglichkeit oder die Option einer Rück-
abwicklung bestehen nicht.  

Für den Betrieb wurde eine eigene Rechtsform erforderlich. Gegründet wurde die 
Frauenhaus Rendsburg gemeinnützige GmbH, die diese Aufgabe als einzige und 
zeitlich nicht begrenzte konkrete satzungsmäßige Aufgabenstellung hat. Alleiniger 
Gesellschafter ist der „Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V.“  

Die Frauenhaus Rendsburg gGmbH erhält im Einvernehmen und mit Wirkung für
den Kreis Rendsburg-Eckernförde für die anerkannten 22 Frauenhausplätze eine 
Zuwendung als Fehlbedarfsfinanzierung im Rahmen einer institutionellen Förderung 
als nicht rückzahlbaren Zuschuss nach dem Gesetz über den kommunalen 
Finanzausgleich in Schleswig-Holstein (FAG). Der Höhe des Zuwendungsbetrages 

TOP 4.2.1
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liegt ein Pauschalbetrag für die Personal- und Sachkosten pro Platz von 11.570€ 
zugrunde. Hinzu kommt die reale Kaltmiete sowie ein Aufstockungsbetrag, mit dem 
mindestens die Höhe der Förderung des Jahres 2014 sichergestellt wird.

Das Frauenhaus befindet sich zurzeit in einem mehrere Hundert Jahre alten, im 
Eigentum der Stadt Rendsburg stehenden Gebäude. Die im Antrag genannten 
brandschutzrechtlichen Mängel werden von der Stadt Rendsburg bestätigt. Sie sollen 
selbst mit erheblichem finanziellem Aufwand nur sehr begrenzt behebbar sein.  

Der Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. als Eigentümer des geplanten Neubaus  
beabsichtigt, mit der Frauenhaus Rendsburg gGmbH einen unbefristeten Pachtver-
trag abschließen, der der Frauenhaus Rendsburg gGmbH die Verfügung über die 
notwendigen Räume dauerhaft auf der Grundlage der geltenden Finanzierungs--
bedingungen sicherstellt. 

Der Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. hat zur Finanzierung der geplanten 
Maßnahme auch Förderanträge gestellt bei

o der Entwicklungsagentur für den Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg 
(330.000€)

o dem Land Schleswig-Holstein 
- 500.000€ aus dem Investitionsprogramm IMPULS 2030
- 165.000 € im Rahmen sozialer Wohnungsbau.

Entscheidungen, ob und in welcher Höhe sich die Entwicklungsagentur für den 
Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg und das Land Schleswig-Holstein finanziell 
beteiligen werden, stehen noch aus.  

Bei der Entwicklungsagentur für den Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg bedarf 
es noch der Beteiligung des Verwaltungsrates und der zur Agentur gehörenden 
Kommunen. 

Zur Umsetzung des Investitionsprogrammes für Frauenhäuser wird auf Landesebene 
noch an der entsprechenden Richtlinie gearbeitet, die spätestens Ende dieses 
Jahres veröffentlicht werden soll. Nachfragen im zuständigen Ministerium ergaben, 
dass ersetzende Neubauten unter die förderfähige „Sanierung“ von Frauenhäusern 
fallen sollen und als Zuwendungsempfänger die Eigentümerin/der Eigentümer des 
Neubaus vorgesehen seien. Das könne auch ein freier Träger sein. Auszugehen sei 
davon, dass das Land eine Zweckbindung vorsehen werde.

Nach der Dienstanweisung des Kreises Rendsburg-Eckernförde für Zuwendungen 
an außerhalb der Kreisverwaltung stehende Stellen wäre im Falle einer Zuschussge-
währung sicherzustellen, dass der Kreis einen angemessenen Ausgleich erhält, 
wenn der Zweck der Zuwendung wegfällt oder wesentlich geändert wird. Bei 
Zuwendungen an Maßnahmenträger außerhalb des kommunalen Bereiches zur 
Mitfinanzierung von Baumaßnahmen sind sie grundsätzlich grundbuchlich oder – 
sofern dies nicht möglich sein sollte – durch Bürgschaft zu sichern.

Finanzielle Auswirkungen: 
350.000 €; Teilplan 315 101 – Soziale Einrichtungen

Anlagen:   - Antrag vom 18.10.2018
                  - Finanzierungsplan  
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o • o Charta der Vielfalt
• o • /TRbrücke

Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V.

Brücke Rendsburß-Eckernförde e.V. • Ahlmannstr. 2a • 24768 Rendstvwfl—— ---- 1 Geschäftsstelle Rotenhof
Rendsburg-Eckernförde | Ahlmannstraße 2a | 24768 Rendsburg

An den
Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat
4 - Soziales, Arbeit und Gesundheit 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg

ting.: 1 9. OKT. 2 018

FB/FD:. [
Telefon 04331 13 23-0 
Fax 04331 13 23-65 
E-Mail information@bruecke.org

18.10.18

Neubau des Frauenhauses in Rendsburg 
Gewährung eines Investitionszuschusses

Sehr geehrte Damen und Herren

ln Rendsburg befindet sich eines der 16 Schleswig-Holsteinischen Frauenhäuser, die von Gewalt be­
drohten oder betroffenen Frauen und ihren Kindern Hilfe und vorübergehenden Schutz gewähren. 
Mit diesem Versorgungsauftrag bildet das Frauenhaus einen wichtigen Bestandteil sozialer Infra- 
sstrukturfürdie Region.

Das Frauenhaus Rendsburg ist derzeit in einer von der Stadt Rendsburg angemieteten Immobilie 
untergebracht. Dieses mehrere hundert Jahre alte Gebäude genügt hinsichtlich seiner Platzverhält­
nisse mit zu geringen Wohn- und Nutzflächen sowie ungenügenden Raumzuschnitten den Ansprü­
chen an die erforderliche Kapazität eines Frauenhauses mit 22 Plätzen für Frauen und Kinder in 8 
Zimmern auf insgesamt weniger als 290m2 bei Weitem nicht. Das Gebäude weist überdies erhebliche 
brandschutztechnische Mängel auf, die selbst mit erheblichem finanziellem Aufwand im Hinblick auf 
den Nutzungszweck nicht vollständig behebbar wären.

Vor diesem Hintergrund ist eine räumliche Neuorientierung erforderlich. Auch nach mehrjähriger 
Suche mit Hilfe der Stadt Rendsburg ergibt sich keine Perspektive, ein geeignetes Gebäude für die 
Anmietung zu finden. Es wurde deshalb erforderlich, einen Neubau für das Frauenhaus zu konzipie­
ren. Neben den Anforderungen an die Lage und das Raumprogramm soll eine bauliche Neukon­
zeption vor allem auch

die Möglichkeit, Raumprogramm und -umfang auch auf künftige Bedarfe anpassen zu 
können, bieten,
eine Einbindung in ein gesichertes, nicht stigmatisierendes räumliches Wohnumfeld ermögli­
chen und
die Gestaltung von und die Unterstützung bei dem Übergang in eine eigene Wohnung 
unterstützen.

Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. | Vorstand: Klaus Magesching | Sitz: Rendsburg | Amtsgericht Kiel VR 428 RD | USt-ldNr. DE196596062 
Bank für Sozialwirtschaft • IBAN DE84 2512 0510 0007 4720 00 • BIC BESWDE33HAN 

Sparkasse Mittelholstein AG • IBAN DE29 2145 0000 0004 0002 11 • BIC NOLADE21RDB 
www.bruecke.org
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Rendsburg mit 22 Plan-Plätzen entstehen. Eine Kurzbeschreibung des Projektes ist als Anlage 1 
beigefügt.

Die Erstellung, Finanzierung und dauerhafte Absicherung eines solchen Investitionsprojekts über­
steigt die wirtschaftlichen und organisatorischen Kapazitäten der Betriebsgesellschaft bei Weitem,
Aus diesem Grunde hat sich der Brücke Rendsburg-Eckenförde e.V. dafür entschieden, die notwen­
digen baulichen Investitionen vorzunehmen und der Betriebsgesellschaft die Räumlichkeiten dauer­
haft auf Basis entsprechender Vereinbarungen zweckgebunden zur Verfügung zu stellen. Nur diese 
Zuordnung ermöglicht auch die Kombination des Frauenhausangebots mit dem Wohnprojekt im 
Sozialen Wohnungsbau, da als Träger hierfür die Frauenhaus Rendsburg gGmbH ohnehin nicht in 
Frage käme.

Mit der Planung dieses Neubaus haben wir das Kieler Architektenbüro Schulz / Hellwig / Schulz „BSP 
Architekten" beauftragt. Ein Bauantrag ist gestellt, die weitere Zeitplanung sieht vor, dass ein 
Massnahmebeginn mit vorbereitenden Grundstücksmassnahmen noch in diesem Jahr und der Bau­
beginn nach Erteilung der notwendigen Genehmigungen und Sicherstellung der Finanzierung früh im 
Jahr 2019 erfolgen kann.

Als Anlagen fügen wir den Lageplan sowie die Entwurfszeichnungen für das 2-geschossige Gebäude 
(zzgl. einer Teilunterkellerung) bei. Baukörper und Flächenzuordnung sind so geplant, dass die beiden 
Nutzungsbereiche „Mietwohnungen" und „Frauenhaus" sowohl im Gebäude wie auch in den Aus- 
senanlagen zwar klar voneinander abgegrenzt sind, spätere Umnutzungen im Hinblick auf Erwei­
terung oder auch Verkleinerung des Frauenhaus-Teils jedoch umsetzbar bleiben.

Die Finanzierung des Projektes soll im Rahmen der Regelungen des Sozialen Wohnungsbaus erfolgen. 
Die hierfür zur Verfügung stehenden Zuschuss- und Darlehensmittel werden ausgeschöpft. In Vorge­
sprächen mit der Investitionsbank Schleswig-Holstein ist die Förderfähigkeit des Gesamtvorhabens 
bereits ausgelotet worden. Die Gesamtplanung befindet sich aktuell in der Prüfung durch die ArGe 
zeitgemäßes Bauen als Voraussetzung für die Einleitung eines entsprechenden Förderungsverfahrens 
bei der Investitionsbank.

Gemäß der vorliegenden und der Prüfung der Arbeitsgemeinschaft zu Grunde liegenden Kosten­
schätzung sind mit Gesamtkosten in Höhe von rd. 4,91 Mio € zu rechnen. Darin enthalten sind die 
anteiligen Kosten des Frauenhauses mit 1,917 Mio €.

Bei Finanzierung dieses Kostenanteils von € 1.917.000,- allein mit Mitteln des Sozialen Wohnungs­
baues (Darlehen und Zuschüsse) würde zu Folgebelastungen (Mietkosten) in einer Höhe führen, die 
den derzeitigen Rahmen der Mietkostenfinanzierung des Frauenhauses deutlich sprengen würde: Die 
Förderrichtlinie des Landes zur Betriebskostenfinanzierung der Frauenhäuser sieht die Gewährung 
eines Platzzahi abhängigen, landeseinheitlichen Pauschalzuschusses vor, der neben personal- und 
sonstigen Betriebskosten auch die Energie- und Nebenkosten des Frauenhausgebäudes abdecken 
soll. Darüber hinaus gewährt das Land einen Zuschuss zu den Miet- oder Kapitalkosten in der vor 
2017 vereinbarten Höhe,

Um die Folgekosten auf den vorstehend skizzierten Rahmen begrenzen zu können, muss die Inan­
spruchnahme von Darlehen des 1.Förderweges im Sozialen Wohnungsbau unterhalb von € 600.000 
bleiben. Um den Neubau des Frauenhauses realisieren zu können, ist deshalb die Gewährung von 
weiteren Fördermitteln als Investitionszuschüsse erforderlich in Höhe von insgesamt € 1.315.000 
erforderlich.
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Das Land Schleswig-Holstein gewährt im Rahmen des IMPULS-Programmes Investitionszuschüsse für 
die Modernisierung der Frauenhäuser. Hier gehen wir nach den geführten Vorgesprächen und nach 
Fertigstellung der entsprechenden Förderrichtlinie von einer Bewilligung der beantragten Förderung 
in Höhe von € 500.000,-- aus. Bei den Städten und Gemeinden des Wirtschaftsraumes haben wir 
einen weiteren Zuschuss bei der Entwicklungsagentur beantragt, dessen Gewährung im Rahmen der 
dort geltenden Höchstbeträge (€ 300.000)wir ebenfalls erwarten.

Es verbleibt somit eine Finanzierungslücke in Höhe von

die wir durch Gewährung eines Kreiszuschusses zu schließen bitten (Anlage : Finanzierungsplan).

Selbstverständlich sind wir jederzeit gerne bereit, Ihnen unser Vorhaben und die Planung auch im 
persönlichen Gespräch zu erörtern und Ihre Fragen zu beantworten.

Mit freundlichem Gruß

(Heike Rullmann) 
Stv. Vorstand

Anlagen

Wohnprojekt Projektskizze
Geschosspläne
Raumprogramm
Kostenschätzung
Finanzierungsplan

€ 350.000,-
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Zuschüsse

Darlehen

Frauenhaus Rendsburg 

Finanzierungsplan des Neubaus

Gesamtkosten 39 % von 4.910.000 1.917.000,00 €

Zuschuss Land 250 € x 660 qm (Sozialer Wohnungsbau)
Impuls-Förderprogrammn Land SH

Strukturfonds der GEP Im Wirtschaftsraum 

Kreis Rendsburg-Eckernförde

Investitionsbank SH (1. Förderweg Sozialer Wohnungsbau) 602.000,00 €

165.000. 00 c'

500.000. 00 €

300.000. 00 €
350.000. 00 €

Gesamtfinanzierung 1.917.000,00 C
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BSP Architekten BDA
Boltenhagener Straße 6, 24106 Kiel, Telefon: 0431 - 53 588-0, Fax: 53 588-10, zentrale@b-s-p.net, www.b-s-p.net

Projekt/-Nr.: Wohnprojekt Rendsburg

Bauherr:

Vorgang:

Stand/Bearbeiter:

Brücke Rendsburg-Eckemförde e. V. I Ahlmannstraße 2a I 24768 Rendsburg

Kostenschätzung nach DIN 276 (Kostenguppenl 00-700) auf Grundlage des Vorentwurfs Stand 20.04.2018

24.04.2018/JOS

Grundstücksgröße (ca.) 3.865 m2

Wohnfläche betreutes Wohnen (ca.) 980 m2

Gemeinschaftsraum (ca.) 50 m!

Wohnfläche Frauenhaus (ca.) 570 m2

Bürofläche (ca.) 90 m2

Summe Wohn- und Nutzungsfläche 1.690 m2 (ohne Keller-, Lager-, Wasch- und Technikräume)

Keller-, Lager-, Wasch- und Technikräume 260 m2

Menge Eh Preis Kosten Gesamtkosten

Kostengruppe 100 Baugrundstück
Kaufpreis inkl. Kaufnebenkosten 228.000 €

( gesamt Baugrundstück 228.000 €|

Kostenqruppe 200 Herrichten und Erschließen
Hausanschlüsse pauschal Trinkwasser, Strom, Telekommunikation psch. 20.000 €

Freimachen Baumfällung, Roden etc. psch. 30.000 €

| gesamt Herrichten und Erschließen 50.000 €

Kostenqruppe 300 Bauwerk - Baukonstruktion 1.690 m2 x 1.720 € /m2 2.906.800 €
| gesamt Bauwerk - Baukonstruktion 2.906.800 €

Kostengruppe 400 Bauwerk - Technische Anlagen 1.690 m2 x 400 € /m2 676.000 €
| gesamt Bauwerk - Technische Anlagen 676.000 €

Kostengruppe 500 Außenanlagen
Gartenanlage 750 m2 x 75 € /m2 56.250 €

Stellplätze + Zuwegungen 435 m2 x 110 €/m! 47.850 €

|; gesamt Außenanlagen 104.100 €

Kostengruppe EOO Ausstattung und Kunstwerke
Einbaumöbel, Beschilderung psch. 15.000 €

| gesamt Ausstattung und Kunstwerke 15.000 €

Kostengruppe 700 Baunebenkosten
Architekt, Tragwerk, Haustechnik, allg. BauNK anteilig zur KG ?n% 737.400 €
200-600 (ohne Finanzierung):

I Kostengruppe 700 Baunebenkosten 737.400 €

Kostenzusammenstellung:

Kostengruppe 100 Baugrundstück 228.000 €

Kostengruppe 200 Herrichten und Erschließen 50.000 €

Kostengruppe 300 Bauwerk - Baukonstruktion 2.906.800 €

Kostengruppe 400 Bauwerk - Technische Anlagen 676.000 €

Kostengruppe 500 Außenanlagen 104.100 €

Kostengruppe 600 Austattung und Kunstwerke 15.000 €

Kostengruppe 700 Baunebenkosten 737.400 €

Unvorhergesehenes in % der KG 200-700 4,0% 189.000 €

Gesamt brutto 4.906.300 €

Kennzahlen: 1. KG 300 + 400 je m2 WFI. inkl. Unvorhergesehenes 2.120 € /m2 Wfl.
2. KG 200-700 je m2 WFI. inkl. Unvorhergesehenes 2.656 €/m2Wfl.
3. Gesamtprojekt 2.903 €/m2 Wfl.

872 Kostenschätzung 201804-24 .ods Seite: 1 von I
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 15.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/701-001
öffentlich
15.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Modelle für eine Beteiligung des Kreises an einem Frauenhaus
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Die Brücke e.V. hat zu den Haushaltsverhandlungen einen Antrag auf eine 
Zuwendung zum Neubau eines von ihr betriebenen Frauenhauses in Höhe von 
350.000 EUR gestellt (vgl. VO/2018/701). Aktuell wird im Kreistag und den Parteien 
aus diesem Anlass diskutiert, welche Möglichkeiten und Argumente für eine 
Beteiligung des Kreises an der Finanzierung bestehen.

Variante 1

Der Kreis leistet einen Zuschuss (z.B. 350.000,-- EUR) zum Bau des Frauenhauses 
der Brücke Rendsburg.

Vorteile:
 Bau und Betrieb des Frauenhauses bleiben in einer Hand. Die Sozialbindung 

des Zuschusses erfolgt im Hinblick auf den Betrieb1;
 Das Finanzierungskonzept und die weit fortgeschrittene Bauplanung der 

Brücke kann genutzt werden.

Nachteile:
 Möglicherweise andere interessierte Investoren/Betreiber kommen nicht zum 

Zuge.

Ergebnis: Aus Verwaltungssicht zu befürworten.

1 Nach Ziffer I. 3. Absatz 2 der Dienstanweisung des Kreises Rendsburg-Eckernförde für Zuwendungen an 
außerhalb der Kreisverwaltung stehende Stellen sind Zuwendungen an Maßnahmenträger außerhalb des 
kommunalen Bereiches zur Mitfinanzierung von Baumaßnahmen grundsätzlich grundbuchlich - oder sofern dies 
nicht möglich ist – durch Bürgschaft zu sichern.
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Variante 2

Der Kreis baut oder beschafft selbst eine Immobilie, in der das Frauenhaus betrieben 
wird. Der Betrieb wird ausgeschrieben.

Vorteile:
 Die Sozialbindung/Nutzung der Immobilie kann vom Kreis bestimmt werden;
 Der Betrieb des Frauenhauses kann in einem wettbewerblichen Verfahren an 

einen interessierten Sozialdienstleister vergeben werden.

Nachteile:
 Die gesamte Finanzierungslast und –risiko trifft den Kreis;
 Das notwendige investive Volumen wird bis zu 2 Mio. EUR betragen;
 Die Verantwortung für die Sicherstellung des Angebots übernimmt der Kreis;
 Wenn sich kein Betreiber findet, müsste der Kreis eintreten (mit einem 

Eigenbetrieb). Ein Frauenhaus in Trägerschaft eines freien Trägers dürfte bei 
den betroffenen Frauen eher Akzeptanz finden/als neutraler empfunden 
werden als ein solches in kommunaler Trägerschaft. Bei einem Frauenhaus in 
der Trägerschaft des Kreises – zu dem die betroffenen Frauen/Kinder 
teilweise verfahrens- und/oder leistungsrechtlich in Beziehung stehen – kann 
eine Art „Schwellenangst“ nicht ausgeschlossen werden, was dazu führen 
könnte, die an sich notwendige Hilfe nicht in Anspruch zu nehmen. 

Ergebnis: Aus Verwaltungssicht abzulehnen.

Variante 3

Der Kreis schreibt einen Investitionskostenzuschuss (z. B. in Höhe von 350.000,--
EUR) aus. Der Bieter mit dem wirtschaftlichsten Immobilienkonzept für den Neubau 
und Betrieb eines Frauenhauses bekommt den Zuschlag.

Vorteile:
 Die Vergabe der Zuwendung erfolgt in einem wettbewerblichen Verfahren 

Nachteile:
 Es besteht das Risiko, dass keine anderen Bieter auftreten, weil der Betrieb 

eines Frauenhauses aufgrund der bestehenden Pauschal-Finanzierung nach 
den Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes kein wirtschaftlich 
interessantes Geschäftsmodell ist;

 Voraussetzung für Bieter ist ein tragfähiges Gesamtfinanzierungsmodell, das 
wiederum davon abhängig ist, dass ein Teil der Investitionen durch Zuschüsse 
gedeckt wird;

 Andere Bieter müssten zunächst ein bauplanerisches Konzept erstellen und 
ein passendes Grundstück finden;

 Wegen des mit der Ausschreibung eintretenden wirtschaftlichen Wagnisses ist 
nicht sichergestellt, dass die Brücke weiterhin an ihrer Planung und ihrem 
Gesamtfinanzierungskonzept festhalten kann;

 Es besteht die Gefahr, dass kein Gebot abgegeben wird. Dann ist die weitere 
Vorhaltung eines Frauenhauses nicht mehr gesichert. Der Kreis müsste in die 
Verantwortung eintreten.
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Ergebnis: Aus Verwaltungssicht abzulehnen. Das Ergebnis könnte anders aussehen, 
wenn von anderen Sozialdienstleistern tragfähige Konzepte und Vorschläge für ein 
Frauenhaus vorlägen. Das ist nicht der Fall.

Anlage/n: keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 05.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/697
öffentlich
05.11.2018
Wolf, Michael

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Wolf, Michael

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Folgeantrag der Diakonie Rendsburg- Eckernförde und von Umwelt 
Technik und Soziales e.V. auf Erhöhung der Zuwendungen für die 
Migrationssozialberatung für 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss beschließt nach Beratung, 2019 Mittel für die 
Beratungsstellen Migrationsberatung (3311-3-000) in Höhe von 30.000.- € zur 
Verfügung zu stellen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Der Kreis fördert die beiden Träger der Migrationssozialberatung, UTS e.V. und 
Diakonisches Werk Rendsburg- Eckernförde seit vielen Jahren mit jeweils 2600.- €. 
Die beiden Träger haben den Antrag, gestellt die Förderung auf jeweils 15.000.-€ pro 
Träger zu erhöhen. Begründet wird der Antrag mit der seit 2015 stark  
zugenommenen Anzahl der zu Beratenden und den dafür notwendigen 
Dolmetschern und Sprachmittlern.

Nach Beschreibung der beiden Träger gestaltet sich die qualitative und finanzielle 
Situation auf das Jahr 2018 hochgerechnet wie folgt:

 UTS Diakonie
Anzahl MA/ Stellen 
Migrationssozialberatung (MSB) 1,5 (2x 0,75) 3 (2 Stellen)

Finanzierung MSB 90% Land, 2,7% Kreis, 7,3% Eigenmittel
90% Land, 1,8% Kreis, 
8,2% Eigenmittel

Anzahl Fälle 892* ca. 800
Anzahl Beratungen 2609 ca.1.600
Mit Sprachmittlung 536 notwendig: 65% = 1040
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Anzahl MA/ Stellen Migrations- 
beratung Erwachsene (MBE) 1 Vollzeit 1 (0,5)

Finanzierung MBE ca 80% Bund, 20% Eigenmittel
60% Bund, 40% 
Eigenmittel

Anzahl Fälle 389 ca. 120
Anzahl Beratungen 668 240
Mit Sprachmittlung 536 156
   
Anzahl MA/ Stellen Jugend- 
migrationsdienst  (JMD) 0 2 (1 Stelle)

Finanzierung JMD  
90 % Bund, 10% 
Eigenmittel

Anzahl Fälle  186
Anzahl Beratungen  372
Mit Sprachmittlung  242
   
Sprachmittlung   
Wie viele Fälle sind refinanziert 470 (Stunden) 100
Kosten pro Fall? 10 € 30 €
   

Wo findet Beratung statt
Rendsburg, Eckernförde, Damp, Nortorf, 
Gettorf Rendsburg

Besondere Herausforderungen

Sprachmittlung findet derzeit statt durch 
Integrationslotsen und ehrenamtliche 
Sprachmittler, freiwillige Helfer, Bufdis, 
Familienangehörige, Klienten mit 
besserem Sprachniveau, die von den 
Klienten hinzugebeten wurden, 
Telefonpartner (Freunde, Bekannte, 
Familienangehörige) und andere 
Migrationsberater*innen und 
Arbeitskolleg*innen mit entsprechenden 
Sprachkenntnissen. Nicht berücksichtigt 
wurde die Sprachmittlung durch die 
Migrationsberaterinnen selbst in den 
Sprachen Englisch, Französisch, 
Spanisch Russisch und Arabisch.

Komplexität der Fälle 
erfordert häufig auch bei 
Deutschkenntnissen des 
Klienten eine 
Sprachmittlung

Sprachen für Sprachmittlung

arabisch, kurdisch, dari, farsi, tigrinya, 
amharisch, russisch, armenisch, 
serbisch, albanisch u.a.m.

Arabisch, Dari, Pharsi, 
Russisch, Polnisch, 
u.a.m.

*Das sind zum großen Teil die 
Menschen in den 
Alphabetisierungskursen, die kaum ein 
deutsches Schriftstück interpretieren 
können. 

Finanzielle Auswirkungen: 
30.000.- €
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Anlage/n: 
Antrag
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Folgeantrag Migrationssozialberatung ab 2019 / Antrag auf Erhöhung der 
Zuwendung 
 
Sehr geehrter Herr Fahlbusch,  
 
die Zuwendung des Kreises für die Migrationssozialberatung des Diakonischen 
Werks Rendsburg Eckernförde und von UTS eV ist nach unseren  Unterlagen seit 
mehr als 10 Jahren konstant in Höhe von jeweils 2.600 Euro pro Jahr und Träger. 
Hierfür sind wir dankbar.  
Allerdings benötigen wir eine Erhöhung der Zuwendung, um die quantitativ und 
qualitativ stark gewachsenen Aufgaben bewältigen zu können.  
Wir würden uns über eine positive Antwort freuen und sind gerne bereit, dieses 
Anliegen an geeigneter Stelle, z.B. im Sozial- und Gesundheitsausschuss, zu 
vertreten.  
 
Der nachfolgende Text geht Ihnen parallel als Brief und nachrichtlich auch Frau Dr. 
Milczewski, Frau Sabine Mues und Herrn Michael Wolf zu.  
 
Das Diakonische Werk Rendsburg Eckernförde und UTS e.V. beantragen 
gemeinsam jeweils eine Erhöhung der Zuwendung für die Migrationsberatung durch 
den Kreis Rendsburg – Eckernförde um 12.400 Euro p.a. auf 15.000 € jährlich 
insbesondere mit dem Ziel, eine angemessene und ausreichende Sprachmittlung in 
der Beratung sicher zu stellen.  
 
Begründung für den Antrag auf Erhöhung 
 
Die finanzielle Ausstattung der Migrationssozialberatung im Kreis Rendsburg-
Eckernförde ist derzeit unzureichend.  
Durch die Vielzahl von ratsuchenden Geflüchteten haben sich die quantitativen und 
inhaltlich - / thematischen Anforderungen an die Ratsuchenden seit 2015 erheblich 
erhöht. Ohne Sprachmittlung / Dolmetschen ist eine hinreichende Kommunikation mit 
vielen Ratsuchenden kaum möglich.  
 
UTS eV hat, wie auch das Diakonische Werk, die personelle Ausstattung der 
Migrationsberatung quantitativ gesteigert von insgesamt 1,0 Personalstelle in 2014 
auf 2,5 Personalstellen pro Träger seit 2017. In Eckernförde, Damp, Hohenwestedt, 
Nortorf und Rendsburg werden von Diakonie und UTS mindestens 1x / Woche 
Migrationsberatung angeboten.  
Dieser Ausbau der Beratungsarbeit ist gelungen, weil das Land Schleswig-Holstein 
(Migrationssozialberatung MSB) und der Bund (Migrationsberatung für erwachsene 
Zugewanderte MBE) sich finanziell stärker engagiert haben.  
Die für eine erfolgreiche Beratung notwendige Sprachmittlung ist jedoch durch diese 
Programme nicht oder zumindest nicht im notwendigen Umfang finanziert.  
Bisher konnten hierfür Zugewanderte / Geflüchtete als ehrenamtliche Unterstützung 
gewonnen werden. Diese Menschen sind jedoch mittlerweile in großer Zahl selbst in 
Ausbildung und / oder Beruf integriert und stehen als Ehrenamtliche nicht mehr zur 
Verfügung. Darum müssen die Beratungsträger zunehmend den Sprachmittelnden 
Aufwandsentschädigungen anbieten.  
 
Der Kreis Rendsburg – Eckernförde unterstützt die Migrationssozialberatung bei dem 
Diakonischen und UTS bisher jährlich jeweils in Höhe von 2.600 Euro.  
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Für Sprachmittlung, die und/oder gegen Aufwandsentschädigung von 10€ / h 
geleistet wird, entstehen in 2018 verteilt auf alle Beratungsstandorte Kosten in Höhe 
von ca. 24.000[1] Euro p.a. und pro Träger.  
Eine Beteiligung des Kreises an diesen im Rahmen der Migrationsberatung 
entstehenden Kosten, also eine zusätzliche Förderung von 12.400 Euro pro Träger, 
möchten die Diakonie und UTS ab dem Jahr 2019 beantragen.  
 
Einen entsprechenden Nachweis der Verwendung erbringen wir gerne.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Ralf Kaufmann  und  Lutz Oetker 
 
Diakonie Rendsburg-Eckernförde 
Ralf Kaufmann 
Am Holstentor 16 
24768 Rendsburg 
T  04331  69630 
r.kaufmann@diakonie-rd-eck.de 
 
Umwelt Technik Soziales e.V. 
Kieler Str. 35 
24340 Eckernförde 
T (04351) 72 60 55 
oetker.gsf@utsev.de 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 06.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/700
öffentlich
05.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. 
zur Finanzierung der Lebenshilfe Freizeitclubs im Kreis
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Beschlussfassung erfolgt nach Beratung im Sozial- und Gesundheitsausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde unterstützte von 1998 bis 2017 im Rahmen einer 
Zuwendung vier Freizeitclubs der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. Die Finanzierung im Rahmen einer Zuwendung wurde 2017 
eingestellt, weil sich das Leistungsangebot der Freizeitclubs mit regulär finanzierten 
Angeboten der Freizeitgestaltung im Rahmen der sozialen Teilhabe und Leistungen 
der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen überschnitt. Weil sich hinsichtlich 
des Leistungsangebotes eine Doppelfinanzierung nicht ausschließen und sich eine 
Vereinbarung über ein verlässliches und kontinuierliches Angebot der Freizeitclubs 
nicht abschließen ließ, wurde mit der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. vereinbart, im Rahmen von Vereinbarungen mit der 
Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise AöR (KOSOZ 
AöR), nach einer tragfähigen Finanzierungsgrundlage zu suchen.

Zuletzt haben im Mai 2018 im Anschluss an die Beratungen über eine 
Weiterfinanzierung der Freizeitclubs im Sozial- und Gesundheitsausschuss die 
seinerzeitigen Vorsitzenden ein Gespräch zwischen der Lebenshilfe Kreisvereinigung 
Rendsburg-Eckernförde e. V., der Kreisverwaltung und der KOSOZ moderiert. Im 
Verlauf des Sommers 2018 hat die KOSOZ versucht, mit der Lebenshilfe 
Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. über eine Leistungsvereinbarung und 
entsprechende Vergütungen der Freizeitclubs zu verhandeln. Diese Verhandlungen 
sind bisher nicht erfolgreich gewesen.
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Mit dem Ende September 2018 bei der Kreisverwaltung eingereichten Antrag auf 
finanzielle Förderung der Freizeitclubs erstrebt die Lebenshilfe Kreisvereinigung 
Rendsburg-Eckernförde e. V. einen Zuschuss in Höhe von 150.000,-- Euro für das 
Jahr 2019. Zur Begründung ihres Antrags hat sie ein Konzept der offenen 
ambulanten Angebote vorgelegt. Danach bieten die Freizeitclubs unterschiedliche 
Bildungs-, Kultur- und Freizeitangebote an, die sich an von Behinderungen 
betroffene Menschen, aber auch an Menschen ohne Behinderung richten, sowie an 
die Angehörigen, insbesondere die Eltern von behinderten und nicht behinderten 
Menschen. Das Leistungsangebot ist den niedrigschwelligen offenen Angeboten 
zuzurechnen, das heißt, es findet eine weniger strukturierte und nach 
heilpädagogischen Zielrichtungen ausgerichtete Hilfestellung zur 
Persönlichkeitsentwicklung statt, wenngleich die Freizeitangebote und Aktivitäten in 
vielen Fällen dazu geeignet sind, auch Persönlichkeitsentwicklungen zu unterstützen.

Die Angebote umfassen Freizeitaktivitäten, Bildungsangebote und 
Kulturveranstaltungen, Elternstammtisch oder Elterncafé sowie Assistenzleistungen 
im Bereich Sprache, Unterstützung beim Essen und Fahrdienste. Einige der 
Leistungsangebote können nach den gesetzlichen Bestimmungen des Rechts der 
Eingliederungshilfe als gesetzliche Leistungen an behinderte Menschen erbracht 
werden. Eine Reihe der Leistungsangebote der Freizeitclubs richten sich an 
Personen, die keinen Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe haben.

In der bisherigen Diskussion mit der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. ging es aus Sicht der Verwaltung stets darum, sicherzustellen, 
dass das Leistungsangebot Aufgaben im Rahmen der gesetzlichen Leistungen der 
Eingliederungshilfe darstellt und berücksichtigt. Nur mit einer Einbindung in eine 
Leistungs- und Vergütungsvereinbarung ist für den Träger der Sozialhilfe 
sichergestellt, dass behinderte Menschen in den Freizeitclubs verlässlich, 
vorhersehbar und planbar Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. Soweit die 
Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. bereit ist, hierüber ein 
verlässliches vertragliches Angebot abzuschließen, steht einer Finanzierung aus 
Mitteln der Sozialhilfe nichts im Wege. Es kommt maßgeblich darauf an, dass die im 
Rahmen des Freizeitclubs erbrachten Leistungen dem gesetzlichen oder dem 
zuwendungsrechtlichen Fördertatbestand zugeordnet werden können, um zu 
vermeiden, dass es wie in der früheren Vergangenheit zu einer Doppelfinanzierung 
aus unterschiedlichen Finanzierungstöpfen kommt.

Die Vorsitzende des Sozial- und Gesundheitsausschusses hat die Lebenshilfe 
Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. gebeten, ihren Finanzierungsantrag 
hinsichtlich der weiteren Fördertatbestände zu spezifizieren. Die erforderlichen 
Angaben und Erläuterungen stehen noch aus (Stand 5.11.2018). Sie werden 
möglicherweise im Rahmen der Sitzung nachgereicht.

Finanzielle Auswirkungen: 150.000,-- Euro

Anlagen: Antrag der Lebenshilfe vom 26.9.2018
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 20.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/700-001
öffentlich
15.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. 
V. zur Finanzierung der Lebenshilfe Freizeitclubs im Kreis
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 
Die Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. hat zu ihrem Antrag 
vom 26.9.2018 die beigefügten ergänzenden Anlagen nachgesandt.

Finanzielle Auswirkungen: Siehe Beschlussvorlage VO/2018/700

Anlagen:
- Ergänzende Anlage zum Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-

Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe Freizeitclubs im Kreis: 
Beantwortung von Fragen

- Kostennachweise 2017 und 2018
- Ergebnisrechnung per 31.12.2016 und Ergebnisrechnung per 31.12.2017
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Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e.V. Bahnhofstr.9   24783 Osterrönfeld 

 

Kreisvereinigung                            

Rendsburg-Eckernförde e.V.                                 

Telefon:  0 43 31–84 59 90           

Telefax:  0 43 31–84 59 920                 

E-Mail:   info@lh-kv.de                        

www.lh-kv.de 

Lebenshilfe 

Frau Dr. von Milczewski 

Vorsitzende des Sozialausschusses 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

24768 Rendsburg 

Kaiserstr. 8 

 

 

Betr.: Ihr Schreiben vom 29.10.2018 

 

 

           10.11.2018 

 

 

Sehr geehrte Frau Dr. von Milczewski, 

 

wir bedanken uns für Ihre Rückmeldung auf unser Schreiben vom 26.9.2018 bei Frau 

Roggensack in der Kreisvereinigung der Lebenshilfe. Nachfolgend versuchen wir, Ihre 

Fragen zu beantworten, was allerdings in der aktuellen Situation nicht ganz einfach ist.  

 

Sie fragen nach dem monatlichen Finanzbedarf der Clubs und wie er sich zusammensetzt. 

Die Beantwortung ist insofern schwierig, weil die Clubs in den letzten zwei Jahren keine 

finanzielle Unterstützung vom Kreis erhalten haben und drei der vier Freizeitclubs im Kreis 

unmittelbar vor der Insolvenz stehen. Nur durch äußerst sparsames Wirtschaften werden in 

Rendsburg, Eckernförde und Bordesholm die Freizeitclubs noch am Leben erhalten. Dabei 

wird z.Zt. viel Arbeit durch ehrenamtlich tätige, unbezahlte Rentner geleistet.  

 

Um den tatsächlichen Finanzbedarf zu benennen, muss auf die Zeit vor 2016 zurückgegriffen 

werden.  

Von 1998 bis 2016 erhielten die Freizeitclubs zur Begleichung der Kosten pro betreuter, vom 

Sozialamt anerkannter Person 802,61€ pro Jahr. Über ca. 10 Jahre konnte in den Clubs eine 

gute Arbeit geleistet werden, dann musste langsam, besonders wegen gestiegener 

Gehaltskosten, das Personal abgebaut und die Leistungen eingeschränkt werden. 2015 haben 

wir uns schließlich entschlossen, beim Kreis um eine Erhöhung des Zuschusses zu bitten. 

Unser Vorschlag war, die Summe von 802,61 auf 1000,-€ pro Person zu erhöhen.  

 

Wegen der inzwischen erfolgten veränderten Gesetzeslage wurde unser Vorschlag abgelehnt.  
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Wir wurden an die KOSOZ verwiesen. 

Die Verhandlungen mit der KOSOZ verzögerten sich, wir hoffen, dass sie zum Jahresende 

abgeschlossen sind. Wir erwarten einen Betrag um 60.000 € pro Jahr.  

Aber: Bis wir das Geld erhalten, werden wir im Jahr 2020 angekommen sein. Vorher müssen 

Hilfeplangespräche geführt und umgesetzt werden. 

Darüber hinaus erwarten wir, dass von den knapp 200 Besuchern der Freizeitclubs nur etwa 

ein Viertel, also ca. 50 Leute über die KOSOZ finanziert werden. Das hat verschiedene 

Ursachen: Einige Personen werden der Einladung zum Hilfeplangespräch keine Folge leisten, 

einige werden im Verfahren vergessen, ihre Bedürfnisse bezüglich des Freizeitclubs 

anzumelden. Diese Leute werden aber trotzdem in die Clubs kommen und wir werden sie in 

Kenntnis ihres häuslichen Umfelds nicht vor die Tür setzen.  

Die meisten nicht refinanzierten Besucher kommen aber aus Wohnstätten. Sie haben keinen 

Anspruch auf eine Teilnahme an den Clubaktionen, denn ihr Anspruch auf 

Freizeitmaßnahmen soll durch die Wohnstätte abgedeckt sein. Leider ist das nicht der Fall. 

Die Mehrzahl der stationären Einrichtungen können auf Grund ihrer sächlichen und 

personellen Ressourcen dem Anspruch ihrer Bewohner auf Teilhabe am gesellschaftlichen 

Leben nicht gerecht werden. Meistens sind es die etwas „fitteren“ Bewohner, die dann einen 

Großteil ihrer Freizeit im Club verbringen. 

 

Sie fragen nach den übrigen Zuschüssen der Vereine. 

Die Mitgliedsbeiträge gehen fast vollständig an die Landes- und Bundesverbände. 

Auf Antrag sind einzelne Gemeinden im Kreis bereit, für die aus ihrer Gemeinde kommenden 

Personen einen Betrag zwischen 100,-€ und 415,-€ pro Jahr zu bezahlen. Diese Zuschüsse 

sind unregelmäßig und nicht berechenbar. In den Freizeitclubs von Eckernförde und 

Bordesholm zahlen die Clubbesucher einen monatlichen Beitrag zwischen 7,-€ und 10,-€. In 

Altenholz und Rendsburg wurden Einnahmen über Aktionen erzielt, die von der Aktion 

Mensch unterstützt werden.  

Gelegentlich gibt es eine personelle Unterstützung durch die Gerichte, z.B. wenn eine Person 

zu Sozialarbeit verurteilt wurde. 

Im Übrigen erhalten wir Spenden, mit denen die Sachkosten und hier vor allem die nicht 

unerheblichen Fahrtkosten beglichen werden können. Aber der Spendeneingang wechselt 
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stark, er bietet keine Grundlage für die Einstellung von qualifiziertem Fachpersonal, das bei 

der Freizeitarbeit mit geistig und mehrfach behinderten Menschen unabdingbar ist. 

Bei unserem Antrag über 150.000,-€ handelt es sich um eine Mischkalkulation.  

Einerseits müssen wir für die Personen, die später von der Eingliederungshilfe bezahlt 

werden, in Vorleistung gehen, andererseits müssen die Clubs nach der finanziellen 

Durststrecke wieder aufgebaut und Fachpersonal eingestellt werden. 

 

Am Ende von 2019 ist eine Bestandsaufnahme erforderlich. 

 

Zusammenfassend handelt es sich bei den Freizeitclubs der Lebenshilfe im Kreis Rendsburg- 

Eckernförde um Einrichtungen, die es geistig und mehrfach behinderten Menschen 

ermöglichen, am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Die Arbeit erfordert kompetentes 

Fachpersonal und ist daher nicht ganz billig. Über die Eingliederungshilfe werden 

voraussichtlich nur 25% der Clubbesucher refinanziert. Den übrigen 150 Personen versuchen 

wir über Spenden und ehrenamtliches Engagement die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 

zu ermöglichen. Für diese Personen und für diese Tätigkeiten bitten wir um eine finanzielle 

Unterstützung. 

 

Wir würden uns sehr freuen, wenn einige Mitglieder des Sozialausschusses bereit wären, 

einem der Freizeitclubs, z.B. dem in Rendsburg, einen Besuch abzustatten. Vor Ort können 

wir Ihnen am besten zeigen, wie notwendig Einrichtungen dieser Art sind. 

Es wäre sehr bedauerlich, wenn die Freizeitclubs im Kreis nach über vierzigjährigen Bestehen 

schließen müssten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Hedwig Horn 

2. KV Vorsitzende  
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/710
öffentlich
08.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der Aktivgruppe DROGE 70 auf Erhöhung der Finanzierung der 
Suchtpräventionsmaßnahmen im Jahr 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Nach Beratung im Ausschuss

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 5.11.2018 beantragt die Aktivgruppe DROGE 70 die 
Suchtpräventionsmaßnahmen im Kreis Rendsburg-Eckernförde mit einem
Betrag in Höhe von 36.500,-- Euro aus Kreismitteln zu unterstützen.

Im Haushaltsentwurf 2019 sind im Teilhaushalt 331102 Finanzmittel des Kreises in 
Höhe von 35.600 Euro eingeplant, so dass eine Differenz von 900,-- Euro besteht.

Der Antrag sowie der Haushaltsplan 2019 der Aktivgruppe DROGE 70 vom 
5.11.2018 ist als Anlage beigefügt.

Finanzielle Auswirkungen: 900,-- Euro

Anlage: Antrag und Haushaltsplan 2019 der Aktivgruppe DROGE 70

TOP 4.2.6



TOP 4.2.6



TOP 4.2.6



TOP 4.2.6



TOP 4.2.6



                                                           Seite: 1/1

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 15.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/730
öffentlich
15.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag pro familia zur Förderung der sexualpädagogischen Arbeit im 
Kreis Rendsburg-Eckernförde 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag von pro familia Schleswig-Holstein 
vom 2.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 17.296,48 Euro

Anlage: Antrag pro familia vom 2.11.2018
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/724
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen auf 
Zuschusserhöhung der Integrationsleistungen
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Beschlussfassung erfolgt nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / 
Die Grünen vom 8.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 58.000,-- Euro

Anlage: Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 8.11.2018
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Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 21.11.2018 

 

 

Rendsburg, den 08. November 2018 

 
Sehr geehrte Frau Dr. von Milczewski, 

 

zu der Haushaltsberatung im Sozial- und Gesundheitsausschuss beantragt die Fraktion von 

Bündnis 90/Die Grünen: 

 

Im Haushalt des Kreises Rendsburg-Eckernförde ist für das Jahr 2019 ein Betrag von 300.000 

Euro für Integrationsleistungen bereitzustellen (Teilhaushalt 313901, Zeile 15). Die Mittel 

dienen der Förderung von Projekten im Rahmen des Konzepts zur Integration von Migrantinnen 

und Migranten im Kreis Rendsburg-Eckernförde. Die Mittelvergabe erfolgt nach den Leitlinien 

über die Vergabe von Integrationsmitteln durch den Kreis Rendsburg-Eckernförde 2018. 

 

Begründung: Der Kreistag hat auf seiner Sitzung vom 12.12.2016 einstimmig das Konzept zur 

Integration von Migrantinnen und Migranten im Kreis Rendsburg-Eckernförde verabschiedet. In 

der Einleitung des Konzepts heißt es: „Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

in unsere Gesellschaft ist eine dauerhafte Aufgabe.“ und „Dem Kreis kommt eine bedeutende 

Rolle für die Integrationsarbeit zu.“ Um das Konzept zur Integration im Kreis auch im Jahr 2019 

mit Leben zu füllen und Integrationsprojekte zu unterstützen, bedarf es entsprechender 

Haushaltsmittel. Die Integration der bis heute Zugewanderten ist noch nicht abgeschlossen. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, KREISHAUS, 24768 RENDSBURG Kreistagsfraktion RD-Eck 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Kreishaus 
Kaiserstr. 8-10 
24768 Rendsburg 
Tel. 04331/202-362 
Fax 04331/202-566 
 
 
 
 
 

 
An die Vorsitzende des Sozial- und 

Gesundheitsausschusses 

Frau Dr. Christine von Milczewski 

TOP 4.3.1



 

 

Auch in 2019 findet Zuwanderung statt. Zudem beabsichtigt das Land, die bisherige 

Erstaufnahmeeinrichtung in Rendsburg wieder zu eröffnen. Die Haushaltsmittel für 

Integrationsprojekte sollten deshalb – wie in den vorigen Haushaltsjahren 300.000 Euro 

betragen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 
   gez. Kirsten Zülsdorff    gez. Armin Rösener 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/720
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Koordinierung Integration und 
Teilhabe
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 
11.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 58.000,-- Euro

Anlage: Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 11.11.2018
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    Rendsburg, d. 11.11.2018 

 

An den  

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

- Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit 

Herrn Dr. Jonathan Fahlbusch 

 

An die 

Vorsitzende des Sozial- und Gesundheits-A.  

Frau Dr. Christine von Milczewski 

 

 

 

Betreff: Anträge der SPD-Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde 

zum Sozial- und Gesundheitsausschuss am 21.November 2018;  

hier TOP 4.5 Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ausschuss möge beschließen: 

 

HsSt. 315201 Pflegestützpunkte:  

zur Stärkung der Beratungskapazität der 5 Pflegestützpunkte ist der Ansatz um 22.500 € zu 

erhöhen (4.500 € für jeden  Pflegestützpunkt). Für die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter in 

den Pflegestützpunkte sind darüber hinaus 5000 € zu veranschlagen. 

 

 HsSt. 331102 Suchtberatung (ohne SGB II) und TOP 4.7:  
Veranschlagt sind 35.600 € für Droge 70, Mit Schreiben vom 06.11.2018 beantragt die 

Aktivgruppe Droge 70 einen Zuschuss von 36.500 €, somit eine Erhöhung um 1.100 €.  

Dem Antrag ist stattzugeben. Die Zuschüsse für die anderen Beratungsstellen sind anzuheben auf 

insgesamt  800 €: 

 AG Blau-Kreuz von 6.200 auf 6.500 

 AG Guttempler von 4.000  auf 4.300 

 Freundeskreis.. .von 2.300 auf  2.500 

Diese Zuschüsse wurden seit mehreren Jahren nicht erhöht und sind nun der allgemeinen 

Kostenentwicklung anzupassen. 

 

 HsSt. 313901 Koordinierung Integration und Teilhabe: 

Der Ansatz von 242.000 ist um 58.000 auf 300.000 zu erhöhen. 

Er entspricht dann dem Ansatz des vorigen Jahres. Dieser wurde so gut wie ausgeschöpft, und die 

Aufgabenstellung wird sich auch im nächsten Jahr nicht ändern, im Gegenteil, es ist durch die 

Ankündigung des Landes, 500 Flüchtlinge in Rendsburg unterbringen zu wollen, mit verstärkten 

Integrationsleistungen zu rechnen. 
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Sozialdemokratische Partei Deutschland               Bernhard Fleischer 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  sozialpolitscher Sprecher der  
                        SPD-Kreistagsfraktion  -  
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Darüber hinaus wird für die Nachbesetzung eines Demografiebeauftragten gefordert, das für 

diese Stelle vorgesehene Personalbudget um 20.000 € zu erhöhen. 

Nur so ist es möglich, diesen Posten mit der notwendigen Kompetenz und „Wirkmächtigkeit“ 

auszufüllen. 

 

Weitergehende Begründungen erfolgen mündlich in der Sitzung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernhard Fleischer 

(sozialpolitischer Sprecher der SPD-Kreistagsfraktion RD-ECK) 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/718
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zur Stärkung der Beratungskapazität 
der Pflegestützpunkte
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 
11.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 
27.500,-- Euro

Anlage: Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 11.11.2018
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    Rendsburg, d. 11.11.2018 

 

An den  

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

- Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit 

Herrn Dr. Jonathan Fahlbusch 

 

An die 

Vorsitzende des Sozial- und Gesundheits-A.  

Frau Dr. Christine von Milczewski 

 

 

 

Betreff: Anträge der SPD-Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde 

zum Sozial- und Gesundheitsausschuss am 21.November 2018;  

hier TOP 4.5 Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ausschuss möge beschließen: 

 

HsSt. 315201 Pflegestützpunkte:  

zur Stärkung der Beratungskapazität der 5 Pflegestützpunkte ist der Ansatz um 22.500 € zu 

erhöhen (4.500 € für jeden  Pflegestützpunkt). Für die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter in 

den Pflegestützpunkte sind darüber hinaus 5000 € zu veranschlagen. 

 

 HsSt. 331102 Suchtberatung (ohne SGB II) und TOP 4.7:  
Veranschlagt sind 35.600 € für Droge 70, Mit Schreiben vom 06.11.2018 beantragt die 

Aktivgruppe Droge 70 einen Zuschuss von 36.500 €, somit eine Erhöhung um 1.100 €.  

Dem Antrag ist stattzugeben. Die Zuschüsse für die anderen Beratungsstellen sind anzuheben auf 

insgesamt  800 €: 

 AG Blau-Kreuz von 6.200 auf 6.500 

 AG Guttempler von 4.000  auf 4.300 

 Freundeskreis.. .von 2.300 auf  2.500 

Diese Zuschüsse wurden seit mehreren Jahren nicht erhöht und sind nun der allgemeinen 

Kostenentwicklung anzupassen. 

 

 HsSt. 313901 Koordinierung Integration und Teilhabe: 

Der Ansatz von 242.000 ist um 58.000 auf 300.000 zu erhöhen. 

Er entspricht dann dem Ansatz des vorigen Jahres. Dieser wurde so gut wie ausgeschöpft, und die 

Aufgabenstellung wird sich auch im nächsten Jahr nicht ändern, im Gegenteil, es ist durch die 

Ankündigung des Landes, 500 Flüchtlinge in Rendsburg unterbringen zu wollen, mit verstärkten 

Integrationsleistungen zu rechnen. 
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Sozialdemokratische Partei Deutschland               Bernhard Fleischer 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  sozialpolitscher Sprecher der  
                        SPD-Kreistagsfraktion  -  
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Darüber hinaus wird für die Nachbesetzung eines Demografiebeauftragten gefordert, das für 

diese Stelle vorgesehene Personalbudget um 20.000 € zu erhöhen. 

Nur so ist es möglich, diesen Posten mit der notwendigen Kompetenz und „Wirkmächtigkeit“ 

auszufüllen. 

 

Weitergehende Begründungen erfolgen mündlich in der Sitzung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernhard Fleischer 

(sozialpolitischer Sprecher der SPD-Kreistagsfraktion RD-ECK) 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/719
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Zuschüsse Suchtberatung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 
11.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 1.700,-- Euro

Anlage: Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 11.11.2018
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Sozialdemokratische Partei Deutschland               Bernhard Fleischer 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  sozialpolitscher Sprecher der  
                        SPD-Kreistagsfraktion  -  

 
 

SPD Kreistagsfraktion  Telefon    E-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzender:   Telefon 
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    Rendsburg, d. 11.11.2018 

 

An den  

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

- Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit 

Herrn Dr. Jonathan Fahlbusch 

 

An die 

Vorsitzende des Sozial- und Gesundheits-A.  

Frau Dr. Christine von Milczewski 

 

 

 

Betreff: Anträge der SPD-Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde 

zum Sozial- und Gesundheitsausschuss am 21.November 2018;  

hier TOP 4.5 Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ausschuss möge beschließen: 

 

HsSt. 315201 Pflegestützpunkte:  

zur Stärkung der Beratungskapazität der 5 Pflegestützpunkte ist der Ansatz um 22.500 € zu 

erhöhen (4.500 € für jeden  Pflegestützpunkt). Für die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter in 

den Pflegestützpunkte sind darüber hinaus 5000 € zu veranschlagen. 

 

 HsSt. 331102 Suchtberatung (ohne SGB II) und TOP 4.7:  
Veranschlagt sind 35.600 € für Droge 70, Mit Schreiben vom 06.11.2018 beantragt die 

Aktivgruppe Droge 70 einen Zuschuss von 36.500 €, somit eine Erhöhung um 1.100 €.  

Dem Antrag ist stattzugeben. Die Zuschüsse für die anderen Beratungsstellen sind anzuheben auf 

insgesamt  800 €: 

 AG Blau-Kreuz von 6.200 auf 6.500 

 AG Guttempler von 4.000  auf 4.300 

 Freundeskreis.. .von 2.300 auf  2.500 

Diese Zuschüsse wurden seit mehreren Jahren nicht erhöht und sind nun der allgemeinen 

Kostenentwicklung anzupassen. 

 

 HsSt. 313901 Koordinierung Integration und Teilhabe: 

Der Ansatz von 242.000 ist um 58.000 auf 300.000 zu erhöhen. 

Er entspricht dann dem Ansatz des vorigen Jahres. Dieser wurde so gut wie ausgeschöpft, und die 

Aufgabenstellung wird sich auch im nächsten Jahr nicht ändern, im Gegenteil, es ist durch die 

Ankündigung des Landes, 500 Flüchtlinge in Rendsburg unterbringen zu wollen, mit verstärkten 

Integrationsleistungen zu rechnen. 
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Sozialdemokratische Partei Deutschland               Bernhard Fleischer 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  sozialpolitscher Sprecher der  
                        SPD-Kreistagsfraktion  -  

 
 

SPD Kreistagsfraktion  Telefon    E-Mail:     Bankverbindung:   Vorsitzender:   Telefon 
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Darüber hinaus wird für die Nachbesetzung eines Demografiebeauftragten gefordert, das für 

diese Stelle vorgesehene Personalbudget um 20.000 € zu erhöhen. 

Nur so ist es möglich, diesen Posten mit der notwendigen Kompetenz und „Wirkmächtigkeit“ 

auszufüllen. 

 

Weitergehende Begründungen erfolgen mündlich in der Sitzung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernhard Fleischer 

(sozialpolitischer Sprecher der SPD-Kreistagsfraktion RD-ECK) 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/721
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Erhöhung des Personalbudgets für 
die Stelle einer/eines Demografiebeauftragten
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 
11.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 20.000,-- Euro

Anlage: Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 11.11.2018
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Sozialdemokratische Partei Deutschland               Bernhard Fleischer 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  sozialpolitscher Sprecher der  
                        SPD-Kreistagsfraktion  -  
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    Rendsburg, d. 11.11.2018 

 

An den  

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

- Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit 

Herrn Dr. Jonathan Fahlbusch 

 

An die 

Vorsitzende des Sozial- und Gesundheits-A.  

Frau Dr. Christine von Milczewski 

 

 

 

Betreff: Anträge der SPD-Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde 

zum Sozial- und Gesundheitsausschuss am 21.November 2018;  

hier TOP 4.5 Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ausschuss möge beschließen: 

 

HsSt. 315201 Pflegestützpunkte:  

zur Stärkung der Beratungskapazität der 5 Pflegestützpunkte ist der Ansatz um 22.500 € zu 

erhöhen (4.500 € für jeden  Pflegestützpunkt). Für die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter in 

den Pflegestützpunkte sind darüber hinaus 5000 € zu veranschlagen. 

 

 HsSt. 331102 Suchtberatung (ohne SGB II) und TOP 4.7:  
Veranschlagt sind 35.600 € für Droge 70, Mit Schreiben vom 06.11.2018 beantragt die 

Aktivgruppe Droge 70 einen Zuschuss von 36.500 €, somit eine Erhöhung um 1.100 €.  

Dem Antrag ist stattzugeben. Die Zuschüsse für die anderen Beratungsstellen sind anzuheben auf 

insgesamt  800 €: 

 AG Blau-Kreuz von 6.200 auf 6.500 

 AG Guttempler von 4.000  auf 4.300 

 Freundeskreis.. .von 2.300 auf  2.500 

Diese Zuschüsse wurden seit mehreren Jahren nicht erhöht und sind nun der allgemeinen 

Kostenentwicklung anzupassen. 

 

 HsSt. 313901 Koordinierung Integration und Teilhabe: 

Der Ansatz von 242.000 ist um 58.000 auf 300.000 zu erhöhen. 

Er entspricht dann dem Ansatz des vorigen Jahres. Dieser wurde so gut wie ausgeschöpft, und die 

Aufgabenstellung wird sich auch im nächsten Jahr nicht ändern, im Gegenteil, es ist durch die 

Ankündigung des Landes, 500 Flüchtlinge in Rendsburg unterbringen zu wollen, mit verstärkten 

Integrationsleistungen zu rechnen. 
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SPD 

 

 

      

Sozialdemokratische Partei Deutschland               Bernhard Fleischer 

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde               -  sozialpolitscher Sprecher der  
                        SPD-Kreistagsfraktion  -  
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Darüber hinaus wird für die Nachbesetzung eines Demografiebeauftragten gefordert, das für 

diese Stelle vorgesehene Personalbudget um 20.000 € zu erhöhen. 

Nur so ist es möglich, diesen Posten mit der notwendigen Kompetenz und „Wirkmächtigkeit“ 

auszufüllen. 

 

Weitergehende Begründungen erfolgen mündlich in der Sitzung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernhard Fleischer 

(sozialpolitischer Sprecher der SPD-Kreistagsfraktion RD-ECK) 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/723
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke über eine Zuschusserhöhung 
für die Bahnhofsmission
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke 
vom 8.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 9.800,-- Euro

Anlage: Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke vom 8.11.2018

TOP 4.3.6



Rendsburg, den 08.11.2018

Antrag im Sozial- und Gesundheitsauschusses am 21.11.2018 – TOP 4.5 Änderungen zum 
Haushaltsentwurf

Sehr geehrte Frau von Milczewski,

die Fraktion DIE LINKE. im Kreistag Rendsburg-Eckernförde stellt den Antrag, dass in der Zuschuss 
für die Bahnhofsmissionen um 9.800€ auf 15.000€ erhöht wird.

Begründung:

Die Begründung erfolgt mündlich.

Mit freundlichen Grüßen

Maximilian Reimers
Fraktionsvorsitzender

Fraktion DIE LINKE. im Kreistag Rendsburg-Eckernförde | Kaiserstraße 8, Rendsburg 24768

An die Vorsitzende
des Sozial- und Gesundheitsausschusses
im Kreistag Rendsburg-Eckernförde
Frau Dr. Christine von Milczewski

Der Kreistagsfraktionsvorstand
Doris Mittelbach
Maximilian Reimers

Fraktionsmitglieder
Anissa Heinrichs
Elisa Grube
Arbaz Malik
Hans-Werner Machemehl
Hendrik Nisius
Maximilian Herrmannsen
Niclas Höselbarth

Kontakt
kreistag@linke-rdeck.de
www.linke-rdeck.de/im-kreistag
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/722
öffentlich
13.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke zur Förderung von Projekten 
gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke 
vom 8.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: 700.000,-- Euro

Anlage: Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke vom 8.11.2018

TOP 4.3.7



Rendsburg, den 08.11.2018

Antrag im Sozial- und Gesundheitsauschusses am 21.11.2018 – TOP 4.5 Änderungen zum 
Haushaltsentwurf

Sehr geehrte Frau von Milczewski,

die Fraktion DIE LINKE. im Kreistag Rendsburg-Eckernförde stellt den Antrag, dass in den nächsten 
3 Jahren 700.000€ zur Förderung von Projekten gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
bereitgestellt werden.

Die Förderungskriterien für Kommunen und Vereine sollen im ersten Quartal 2019 definiert werden. 
Großes Augenmerk soll auf unbürokratische Hilfe und gleichzeitige Betreuung gelegt werden – als 
Beispiel kann das „Housing First“-Projekt aus Berlin herangezogen werden.

Die 700.000€ sind wie folgt zu verteilen:

2019: 300.000€

2020: 200.000€

2021: 200.000€

Begründung:

Der Kreis befindet sich in einer ausgesprochen guten finanziellen Lage. Wir sollten diese Möglichkeit
nutzen und die Anstrengungen zur Überwindung von Obdachlosigkeit bei uns in Rendsburg-
Eckernförde deutlich vergrößern.

Mit freundlichen Grüßen

Maximilian Reimers
Fraktionsvorsitzender
Fraktion DIE LINKE. im Kreistag Rendsburg-Eckernförde | Kaiserstraße 8, Rendsburg 24768

An die Vorsitzende
des Sozial- und Gesundheitsausschusses
im Kreistag Rendsburg-Eckernförde
Frau Dr. Christine von Milczewski

Der Kreistagsfraktionsvorstand
Doris Mittelbach
Maximilian Reimers

Fraktionsmitglieder
Anissa Heinrichs
Elisa Grube
Arbaz Malik
Hans-Werner Machemehl
Hendrik Nisius
Maximilian Herrmannsen
Niclas Höselbarth

Kontakt
kreistag@linke-rdeck.de
www.linke-rdeck.de/im-kreistag

TOP 4.3.7
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 20.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/736
öffentlich
20.11.2018

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zur Sicherstellung der Heimaufsicht
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung im Ausschuss.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Zum Sachverhalt wird auf den beigefügten Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 
19.11.2018 verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen: siehe Antrag der CDU-Kreistagsfraktion

Anlage: Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 19.11.2018

TOP 4.3.8



 

Paradeplatz 10  Telefon: 0 43 31 / 14 16 0 Internet : www.cdu-rd-eck.de Geschäftsführer: 
24768 Rendsburg  Telefax: 0 43 31 / 14 16 20 E-Mail: info@cdu-rd-eck.de  Tim Albrecht 
  

Besuchen Sie uns im Internet: www.cdu-rd-eck.de 

 
 
 
 
 
 
 

CDU-Kreistagsfraktion | Paradeplatz 10 | 24768 Rendsburg 
 

 
 
 
 
 
 
 

19.11.2018 
 

Antrag zur Haushaltsberatung: Sicherstellung der Heimaufsicht 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
 
die CDU-Fraktion stellt zu den Haushaltsberatungen folgenden Antrag: 
 
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss möge beschließen: 
 
Der Landrat wird aufgefordert, eine 100%tige Regelkontrolle in den Pflegeheimen des Kreises 

sicherzustellen. Sollte dies mit der im Haushaltsentwurf vorgesehenen Steigerung des 

Personalbudgets nicht zu realisieren sein, wird hiermit eine Erhöhung des Budgets für die 

Heimaufsicht zur Sicherstellung dieser Aufgabenerledigung beantragt. 

 
 
Begründung: 
Eine Nachfrage in der Verwaltung ergab, dass die Aufgabe der regelmäßig durchzuführenden 

Kontrollen (Regelkontrollen) in den Pflegeheimen im Kreis Rendsburg-Eckernförde aufgrund 

einer zu dünnen Personaldecke und einer steigenden Anzahl von anlassbezogenen Kontrollen 

mittel- bis langfristig nicht erfüllt werden kann.  

Der Betrieb von Pflegeheimen muss den vom Gesetzgeber vorgeschriebenen Standards genügen. 

Für deren Sicherstellung sind vorgeschriebene Regelkontrollen durchzuführen. Im Sinne unserer 

Bürger muss die Verwaltung die dafür erforderlichen Kapazitäten sicherstellen!  

 
Mit freundlichen Grüßen 
– für die CDU-Fraktion – 
 
Sabine Mues 

An die 
Vorsitzende 
des Sozial- und Gesundheitsausschusses 
Dr. Christine von Milczewski 

TOP 4.3.8
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 17.10.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/666
öffentlich
15.10.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme
Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Im Rahmen der „Eingliederungshilfe für behinderte Menschen“ nach den §§ 53 ff. 
SGB XII haben wesentlich körperlich, geistig oder seelisch behinderte Menschen 
Anspruch auf die erforderlichen Leistungen, um die Folgen der Behinderung zu 
beseitigen oder zu mildern und den behinderten Menschen in die Gesellschaft 
einzugliedern. Nach vielen Jahren der Reformdiskussion hat der Gesetzgeber Ende 
2016 mit dem sog. Bundesteilhabegesetz weite Teile des Rehabilitations- und 
Schwerbehindertenrechts reformiert und die Eingliederungshilfe als „Soziale 
Teilhabe“ im SGB IX verankert. Das neue Recht stellt teilweise einen Bruch mit den 
bisherigen Verständnissen und Vorgehensweisen in der Behindertenpolitik dar, wie 
die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in unserer Gesellschaft gestaltet sein 
sollte. Dies betrifft insbesondere die Ausweitung der Hilfeplanung und Ablösung der 
Leistungserbringung in ambulanter und in stationärer Form zugunsten einer 
ortsunabhängigen Fachleistung und die damit verbundene Neuordnung der 
Finanzierung der sozialen Dienstleistungen. 

Für die Umsetzung des neuen Rechts sind eine Reihe verwaltungsorganisatorischer 
Maßnahmen und Vorbereitungen in der Leistungsverwaltung des Kreises zu treffen. 
Die Umsetzung muss schrittweise und in einem lernenden Ablauf erfolgen, das 
bedeutet, dass immer wieder in organisatorischer, verfahrenstechnischer und 
personalwirtschaftlicher Hinsicht Nachsteuerungsbedarfe entstehen können. 
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„Eingliederungshilfe für behinderte Menschen“ (SGB XII) im Kreis Rendsburg-
Eckernförde aktuell

Im Jahr 2017 wurden insgesamt rund 3.0001 Maßnahmen/ Fälle der 
Eingliederungshilfe bearbeitet. Voraussichtlich werden – nach bisherigem Stand 
hochgerechnet – in 2018 rund 3.090 Maßnahmen/ Fälle zu bearbeiten sein.

Zurzeit wird nur für einen Teil der Menschen mit Behinderungen, die ein 
Bedarfsfeststellungsverfahren für Leistungen der Eingliederungshilfe durchlaufen, 
eine sozialpädagogische Hilfeplanung durchgeführt. Für Maßnahmen für Menschen 
in Werkstätten werden bis auf eine kleine Ausnahme keine Hilfeplanungen 
durchgeführt, auch Hilfen für Minderjährige werden meistens ohne Hilfeplanung 
bearbeitet. Im Jahr 2017 wurden in der Fachgruppe Hilfeplanung knapp 1.500 
Hilfeplanverfahren durchgeführt (im Personalkostenbudget veranschlagt: 9,64 VZÄ). 
Dies entspricht dem geplanten Bearbeitungsvolumen für das Jahr 2018. Im 
Personalbudget 2018 sind für die Hilfeplanung 10,19 VZÄ finanziert, sodass ein 
durchschnittlicher Bearbeitungsschlüssel von 1 zu 150 erreicht wird2.

Anforderungen an die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BThG)

Das BThG enthält neue inhaltliche Zielsetzungen und maßgebliche Veränderungen, 
von denen für die personalwirtschaftliche und organisatorische Umsetzung 
insbesondere von Bedeutung sind

 die Neuausrichtung von einer überwiegend einrichtungs- zu einer 
personenzentrierten Teilhabeleistung, 

 die Optimierung der Gesamtplanung, 
 die Neuregelung des Einkommens- und Vermögenseinsatzes, 
 die Trennung von Fachleistungen der Eingliederungshilfe und von Leistungen 

zum Lebensunterhalt.

Die Aufgabe der Gesamtplanung trifft zukünftig in vollem Umfang den Träger der 
Eingliederungshilfe und damit die Verwaltung. Im Kern beziehen sich die 
Mehraufwände entsprechend auf die Frage, in welchem Umfang die 
Aufgabenerfüllung in der durch die Rechtsänderungen veranlassten Form zu einem 
höheren Verwaltungsaufwand führt (Erfüllungsaufwand). Für die Abschätzung der 
personellen Mehrbedarfe sind durchschnittliche Fallschlüssel heranzuziehen bzw. 
auf die zukünftigen Bearbeitungsaufwände hochzurechnen. Dazu wird die Anzahl der 
zukünftig hinzukommenden Gesamtplanverfahren beziffert und berechnet, wie viele 
VZÄ gebraucht würden, um in jedem vom Gesetz geforderten Fall ein 
Gesamtplanverfahren durchzuführen.

Die Dauer der Fallbearbeitung ist zudem durch die Erstellung eines Gesamtplans 
länger, weil der Plan die Verknüpfung zwischen Bedarfen und möglichen Leistungen 
und Leistungsformen zur Bedarfsdeckung herstellt. Die zu erwartende längere Dauer 
des neuen Gesamtplanverfahrens führt notwendigerweise dazu, dass die 
Fallzahlschlüssel für jede VZÄ sinken (also z.B. 1:130 oder 1:120), eine Quote von 

1 Gemeint sind Bearbeitungsfälle. Die Zahlen sind eine Hochrechnung aufgrund von Erhebungen der 
Fachgruppe Verwaltung.
2 Das entspricht dem „idealtypischen“ Schlüssel, vgl. „Verbesserung der Datengrundlage zur 
strukturellen Weiterentwicklung der EGH für Menschen mit Behinderungen“, consens, August 2014, S. 
180 f.
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1:150 dürfte zu ambitioniert sein3. Für die Abschätzung in dieser Phase der 
Umsetzungsplanung und im Hinblick auf Nachsteuerungsmöglichkeiten geht die 
Verwaltung zunächst aber weiter von einem Fallschlüssel von 1:150 aus. 

Legt man allein die Zahlen von 2017 zugrunde, entsteht für eine Hilfeplanung in 
100% der Fälle ein Bedarf von insgesamt rund 20 VZÄ. Im Hinblick auf die aktuelle 
Leistungsfähigkeit der Fachgruppe Hilfeplanung (10,19 VZÄ) erfordert dies, dass im 
Jahr der vollen Umsetzung weitere zehn VZÄ in der Hilfeplanung zur Verfügung 
stehen. Entsprechende Mehrbedarfe ergeben sich auch in den Eingliederungshilfen 
für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche sowie im vorschulischen Bereich. 
Wegen des dort im Vergleich geringeren Gesamtfallaufkommens geht die 
Verwaltung von einem Mehrbedarf in Höhe von zunächst einer weiteren Stelle aus. 
Legt man z.B. einen Fallschlüssel von 1 zu 120 zugrunde, wie das nach fachlicher 
Einschätzung aus anderen Kreisen des Landes angezeigt ist, ergäbe sich ein 
weiterer Stellenbedarf in Höhe von sechs VZÄ. 

In einer schrittweisen Umsetzung sollte ab 2019 mit dem Stellenaufwuchs begonnen 
werden. Die Verwaltung hält es deshalb für überzeugend, für 2019 fünf zusätzliche 
Stellen (S 12), im Jahr 2020 weitere vier und im Jahr 2021 je nach den ersten 
Umsetzungserfahrungen weitere zwei bis vier Stellen für die Hilfeplanung im 
Haushalt einzuplanen. Der aufgezeigte Personalaufwuchs macht perspektivisch ab 
2020 die Einrichtung einer zusätzlichen Fachgruppe für die Eingliederungshilfe 
erforderlich, für die dann eine Leitungsstelle (A 11/S 17) eingerichtet werden muss.

Für die Hilfeplanung verteilt das Land an die Kreise und kreisfreien Städte einen 
Ausgleichsbetrag von 11,5 Mio. Euro (Stand 2018) nach der Personalkopfzahl der in 
der Hilfeplanung beschäftigten Mitarbeitenden (ausgewiesen im Teilhaushalt 311301, 
Zeile 2). Mit dem Aufwuchs an Personal in diesem Bereich bei uns und in den 
anderen Kreisen sinkt entsprechend der Pro-Kopf-Wert der Landeserstattung. Eine 
vollständige Refinanzierung der Personalaufwände wird deshalb möglicherweise 
nicht erfolgen.

Die für die Umsetzung erforderlichen Haushaltsmittel sind im Haushaltsentwurf im 
Teilergebnisplan (Teilfinanzplan) 311301 in Höhe von 305.000,- € bereits 
veranschlagt. Als Ertrag sind nach dem bisherigen Verteilungsschlüssel des Landes 
Erstattungen für die Hilfeplanung von 200.000,- € zu erwarten, sodass ein 
Zuschussbedarf von 105.000,- € aus Kreismitteln besteht.

Der Hauptausschuss wird um Kenntnisnahme sowie Beratung im Rahmen der 
anstehenden Haushaltsberatungen gebeten.

Finanzielle Auswirkungen: Siehe Sachverhalt

Anlage/n: Keine

3 Die kreisfreien Städte in S-H haben sich kürzlich auf einen Fallschlüssel von 1:110 für die 
Hilfeplanung verständigt.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 15.10.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/665
öffentlich
15.10.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Erstellung eines Aktionsplanes des Kreises Rendsburg-
Eckernförde unter Berücksichtigung des Landesaktionsplanes zur 
Umsetzung der UN-Konvention über Rechte von Menschen mit 
Behinderungen in Schleswig-Holstein
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Die vom Kreistag am 18.6.2018 eingerichtete Arbeitsgruppe zur Klärung von 
Handlungsfeldern unter Berücksichtigung des Landesaktionsplanes zur Umsetzung 
der UN-Konvention über Rechte von Menschen mit Behinderungen in Schleswig-
Holstein und der verabschiedeten Handlungsfelder

Handlungsfeld Nr.   1 Bewusstseinsbildung
Handlungsfeld Nr.   2 Bildung
Handlungsfeld Nr.   3 Arbeit und Beschäftigung
Handlungsfeld Nr.   4 Unabhängige Lebensführung, Bauen und Wohnen 
Handlungsfeld Nr.   5 Kultur, Sport und Freizeit
Handlungsfeld Nr.   6 Gesundheit und Pflege
Handlungsfeld Nr.   7 Schutz der Persönlichkeitsrechte
Handlungsfeld Nr.   8 Partizipation und Interessenvertretung
Handlungsfeld Nr.   9 Mobilität und Barrierefreiheit
Handlungsfeld Nr. 10 Barrierefreie Kommunikation und Information

hat unter Leitung des Beauftragten für Menschen mit Behinderung des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde sowie Beteiligung aller im Kreistag vertretenden Parteien 
und zwei Vertretern aus der Kreisverwaltung ihre Arbeit aufgenommen. Auftrag ist 
die Klärung von Handlungsfeldern unter Berücksichtigung des Landesaktionsplanes 
zur Umsetzung der UN-Konvention über Rechte von Menschen mit Behinderungen in 
Schleswig-Holstein mit dem Ziel der Erstellung eines Aktionsplans des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde.
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Für die Schaffung einer verlässlichen Protokollführung und Verschriftlichung
der Ergebnisse der Arbeitsgruppe sowie die Durchführung von Veranstaltungen 
und für Publikationen benötigt die Arbeitsgruppe finanzielle Mittel in Höhe von 
30.000,-- Euro.

Die Verwaltung hat entsprechend Mittel im Rahmen des Haushaltsentwurfs 2019 
eingestellt. Der Ausschuss wird um Kenntnisnahme gebeten, die Beratung wird im 
Rahmen der Haushaltsberatungen 2019 erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen: 30.000.,-- Euro

Anlage/n: keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 30.10.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/693
öffentlich
30.10.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Kreiszuschüsse für die Suchtberatung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Für die Suchtberatung im Kreis Rendsburg-Eckernförde erhalten die 
Leistungserbringer Droge 70, die Brücke Rendsburg-Eckernförde und das 
Diakonische Werk des Kirchenkreises Rendsburg-Eckernförde neben den 
Förderungen durch das Land auch Zuwendungen vom Kreis.

Die Zuschüsse sind im Haushaltsplan 2019 (Teilplan 331102, Konto 5318) 
ausgewiesen. Die in Ansatz gebrachten Aufwendungen in Höhe von insgesamt 
35.600,-- Euro beruhen auf den Beschlüssen des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses vom 17.11.2016. In der seinerzeitigen Beratung der 
Anträge der Leistungserbringer wurde die Grundzuwendung auf 34.500,-- Euro 
festgelegt und zugleich eine Erhöhung im zweijährigen automatisierten Rhythmus auf 
der Grundlage des Arbeitskostenindex für Deutschland beschlossen. Vorbehaltlich 
der Beschlussfassung des Kreistages ist die Zuwendung entsprechend um 2,7 % für 
das Jahr 2019 anzupassen. Sie beliefe sich damit auf den Betrag von 35.431,50 
Euro.

Die Beschlussfassung über diesen Haushaltsansatz erfolgt im Rahmen der 
Verabschiedung des Haushalts im Kreistag.

Finanzielle Auswirkungen: siehe Sachverhalt

Anlage/n: keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 24.10.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/676
öffentlich
24.10.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Kommunales Benchmarking der schleswig-holsteinischen Kreise - 
Bericht 2018: Teilprojekt Gesundheit
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt: 

Im kommunalen Benchmarking Bericht der schleswig-holsteinischen Kreise werden 
in Punkt 6.10 auf den Seiten 47 bis 55 (siehe Anlage) die Aufgaben der 
Gesundheitsämter betrachtet. 

Leider sind immer noch keine qualitativen bzw. wirkungsorientierten Aspekte der 
Aufgabenwahrnehmung definiert worden und finden daher auch weiterhin keine 
Berücksichtigung in den Benchmarking Ergebnissen.

Es gibt bei den Kreisen Unterschiede in der Aufgabenwahrnehmung. Daher ist die 
Vergleichbarkeit nur eingeschränkt gegeben.

Amtsärztlicher Dienst - Seite 48 bis 49 

Im Jahr 2017 liegt der amtsärztliche Dienst des Kreises Rendsburg-Eckernförde an 
fünfter Stelle mit 278 gewichteten Leistungen je besetzter Vollzeitstelle, damit 
oberhalb des Mittelwertes, der bei 282 liegt. 

Kinder- und Jugendärztlicher Dienst - Seite 49 bis 50 

Der Kinder- und Jugendärztliche Dienst liegt in diesem Jahr an zweiter Stelle mit 767 
gewichteten Leistungen je besetzter Vollzeitstelle. Damit liegt er weit über dem 
Mittelwert von 614. Insgesamt haben sich die Fallzahlen je Vollzeitstelle in 2017 
erhöht.
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Jugendzahnärztlicher Dienst - Seite 51 bis 52 

Die Anzahl der untersuchten Kinder in Reihenuntersuchungen steigt seit 2014 
kontinuierlich an und liegt nun mit 13.161 untersuchten Kindern über dem Mittelwert 
von 11.140 untersuchten Kindern. Unter Betrachtung der Leistung zahnärztlicher 
Dienste je besetzter Vollzeitstelle rangiert der Kreis Rendsburg-Eckernförde an 
neunter Stelle mit 5.062 und ist damit weiterhin unter dem Mittelwert von 6.415. Im 
Vergleich zum Vorjahr konnte jedoch eine Zunahme der gewichteten Leistungen je 
besetzter Vollzeitstelle verzeichnet werden, obwohl es krankheitsbedingte Ausfälle 
gab.

Ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen Fallzahlensteigerungen 
möglich sind, wird gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geprüft.

Infektionsschutz - Seite 53 bis 54 

Erneut konnte eine Verbesserung zum Vorjahr erreicht werden. Der Kreis 
Rendsburg-Eckernförde belegt weiter Platz 5 mit 920 gewichteten Leistungen pro 
Vollzeitstelle. Er liegt damit über dem Mittelwert von 887.

Gesundheitlicher Umweltschutz - Seite 55 

Auch im Jahr 2017 ist ein weiterer Anstieg der gewichtigen Leistungen pro 
Vollzeitstelle im Bereich gesundheitlicher Umweltschutz auf 1.903 im Vergleich zu 
1.747 im Vorjahr zu verzeichnen. Damit steht der Kreis Rendsburg-Eckernförde an 
zweiter Stelle und liegt deutlich über dem Mittelwert von 1.246. 

Anlage: : Kommunales Benchmarking der schleswig-holsteinischen Kreise – 
Teilprojekt Gesundheit

TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



TOP 5



                                                           Seite: 1/2

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 15.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/726
öffentlich
15.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Verwaltungsvereinbarung mit dem Kreis Nordfriesland zur 
Durchführung von Aufgaben nach dem Heilpraktikergesetz
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:
Die Durchführung der Heilpraktikerprüfung erfolgt seit Jahren beim Kreis 
Nordfriesland. Dahinter liegt die Idee, die Durchführung in Schleswig-Holstein auf 
wenige Verwaltungsstellen zu konzentrieren. Der bisher auf informeller Basis 
durchgeführte Verwaltungsablauf soll nunmehr durch öffentlich-rechtliche Verträge 
über die Verwaltungsgemeinschaft zur „Kenntnisüberprüfung nach dem 
Heilpraktikergesetz“ bei der Verwaltung des Kreises Nordfriesland erfolgen. 
Entsprechende gleichlautende Verträge schließen alle Kreise in Schleswig-Holstein 
mit dem Kreis Nordfriesland ab. Die zugrundeliegende Vereinbarung wurde 
einvernehmlich zwischen den Kreisen ausgehandelt und in der beigefügten Fassung 
konsentiert.

Durch die Verwaltungsvereinbarung sind zukünftig die Gebühren für die 
Durchführung des Verwaltungsverfahrens vom Kreis Rendsburg-Eckernförde selbst 
bei den gebührenpflichtigen Antragstellerinnen und Antragstellern zu erheben und 
dem Kreis Nordfriesland dessen Aufwendungen zu erstatten. Für die Erhebung der 
Gebühren ist deshalb die Gebührensatzung anzupassen. Das Gebührenvolumen ist 
im Haushaltsentwurf (Teilhaushalt 414101) mit 30.000,00 Euro berücksichtigt.

In der Änderungssatzung werden ausschließlich die Gebührensätze der Anlage nach 
§ 1 der Satzung an die Preis- und Kostenentwicklung angepasst. Der 
Übersichtlichkeit wegen wird die gesamte Tabelle ausgetauscht.
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Erläuterungen zur Änderungssatzung im Einzelnen:

1. Den Gebührenanpassungen im Bereich der Amtlichen Gutachten liegen die 
Zeitaufwände für die jeweilige Untersuchung und die Personalaufwendungen 
für den Amtsarzt/Amtsärztin zugrunde, die die jeweilige Untersuchung 
durchführt.

2. Der Gebührensatz für die Ausstellung der Erlaubnis (Zeile 3.5) beruht auf dem 
Zeitaufwand der Verwaltung für die Prüfung der Nachweise und Ausstellung 
der Urkunde sowie der Beratung der Antragsteller.

3. Dem Gebührensatz der Leichenschauen (Zeilen 4.1. und 4.3) liegt der Zeit- 
und Personalaufwand einer Arztstunde zugrunde.

4. Die Ausweisung der Stundensätze des eingesetzten Personals (Abschnitt 7) 
folgt den Vorgaben des Innenministeriums.

Nach § 8 Absatz 3 Nr. 17 der Hautsatzung muss der Hauptausschuss der 
Gegenzeichnung der Verwaltungsvereinbarung durch den Landrat zustimmen.

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss wird um Kenntnisnahme gebeten.

Finanzielle Auswirkungen: 30.000,-- Euro

Anlage 1:Satzung zur Änderung der Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
über die Erhebung von Gebühren im Gesundheitswesen

Anlage 2: Öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Verwaltungsgemeinschaft zur 
„Kenntnisprüfung nach dem Heilpraktikergesetz“
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Satzung 
zur Änderung der Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

über die Erhebung von Gebühren im Gesundheitswesen 
vom 17. Dezember 2018 

 
 
 
 
Aufgrund des § 4 der Kreisordnung (KrO) für Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 2003, 94), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. Februar 2013 (GVOBl. 2013, 72), und der §§ 1 u. 5 des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. 2005, 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. November 2012 (GVOBl. 
2012, 740),in Verbindung mit § 18 des Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheits-
dienst (Gesundheitsdienst-Gesetz - GDG -) vom 14. Dezember 2001 (GVOBl. 2001, 
398), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juli 2011 (GVOBl. 2011, 218), wird 
nach Beschlussfassung durch den Kreistag vom 17. Dezember 2018 folgende 
Änderungssatzung erlassen: 
 
 
 

§ 1 
 
 

Die Anlage zur Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Erhebung von 
Gebühren im Gesundheitswesen (Gebührentabelle) wird geändert und wie folgt neu 
gefasst: 
 
 

Nr. Bezeichnung der Leistung oder sonstigen Tätigkeit EURO 

1 Amtliche Gutachten und Zeugnisse nach § 13 des         
Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheitsdienst       
(Gesundheitsdienst-Gesetz - GDG)  

 

1.1 (Amts-)ärztliche Bescheinigung ohne Untersuchung 35,00 
 

1.2 (Amts-)ärztliches Zeugnis oder Formblattgutachten mit kurzer 
gutachterlicher Äußerung und fakultativer Untersuchung 

70,00 bis 90,00 

1.3 Eingehendes (amts-)ärztliches Gutachten mit Untersuchung 
nach Zeitaufwand  

90,00 
bis 300,00 

 Anmerkung zur Gebühren-Nr. 1: 
Die Gebührenpflicht umfasst auch die Ablehnung der           
beantragten Amtshandlung. 

 

2 Weitere Gebühren für ärztliche Tätigkeiten, Labor-
leistungen und Röntgenleistungen 

 

 Die von den Gebühren-Nummern 1.1 bis 1.3 nicht erfassten 
Leistungen, sind mit dem 1,8-fachen Satz der Gebührenord-
nung für Ärzte in der jeweils gültigen Fassung zu berechnen. 

 

 Anmerkung zur Gebühren-Nr. 2: 
Die Gebührenpflicht umfasst auch die Ablehnung oder     
Rücknahme der beantragten Amtshandlung. 
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3 Überprüfung der Kenntnisse nach § 2 Abs. 1 Buchst. i der 
Ersten Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung 
(Heilpraktikergesetz) vom 18.02.1939 (RGBl. I S. 259), ge-
ändert durch Entscheidung des BVerfG vom 10.05.1988 
(BGBl. I S. 1587) und Erlaubnis zur Ausübung der Heil-
kunde ohne Bestallung nach 
§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die berufsmäßige Ausübung 
der Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz) vom 
17.02.1939 (RGBl. I S. 251) geändert durch Gesetz vom 
02.03.1974 (BGBl. I S. 469) 

 

3.1 Schriftliche Kenntnisüberprüfung einer Antragstellerin/eines 
Antragstellers  

175,00 

3.2 Mündliche Kenntnisüberprüfung einer Antragstellerin/eines 
Antragstellers  

225,00 
 

3.3 Rücknahme des Antrags nach Einladung zur schriftlichen 
Kenntnisüberprüfung 

50,00 

3.4 Verschiebung des Termins zur mündlichen Kenntnis-
überprüfung 

50,00 
 

3.5 Ausstellung der Erlaubnis  160,00 

3.6 Verwaltungsgebühr im Widerspruchsverfahren 280,00 

 Anmerkung zur Gebühren-Nr. 3.5: 
Die Gebührenpflicht umfasst auch die Ablehnung der            
beantragten Amtshandlung. 

 

4 
 

Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofs-
wesen (Bestattungsgesetz – BestattG) vom 04.02.2005 
(GVOBl. S. 70) 

 

4.1 Durchführung einer Leichenschau einschließlich Ausstellung 
der Todesbescheinigung nach §§ 5 und 7 

82,00 

4.2 Entnahme einer Körperflüssigkeit GOÄ Ziffer 102 20,11 

4.3 Durchführung einer 2. Leichenschau vor einer Einäscherung 
einschließlich Ausstellung der Bescheinigung über die Frei-
gabe zur Einäscherung nach § 17Abs 1 BestattG 
 

82,00 

4.4 Fristverlängerung bei Bestattungen 60,00 

4.4 Überwachung der hygienischen Verhältnisse und der Ordnung 
in Bestattungseinrichtungen gem. § 27 Abs. 1 BestattG 

120,00 bis 
195,00 

5 Emissions- und Immissionsmessungen  

 Schadstoffmessungen der Innenraumluft, Schallpegel-
messungen sowie Begutachtungen in diesem Bereich        
werden entsprechend den unter Ziffer 7 aufgeführten        
Stundensätzen/Nebenkosten nach Zeitaufwand - je ange-
fangene ½ Stunde - berechnet.  

 

6 Sonstige Bereiche  

6.1 Ärztliche Verschreibung 10,00 

6.2 Ausstellung von Zweitschriften 10,00 

6.3 
 
6.3.1 
 

Impfungen außerhalb der Impfvereinbarung –Reisemedizin- 
 
Schutzimpfungen (intramuskulär, subkutan) 
GOÄ Ziffer 375 

 
 
 

8,39 
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6.3.2 
 
6.3.3 
 
6.3.4 
 
 
 
 
 
 
 
6.3.5 

Schutzimpfungen (oral) 
GOÄ Ziffer 376 
Zusatzinjektion bei Parallelimpfung 
GOÄ Ziffer 377 
Simultanimpfung (aktive und passive Impfung gegen Wund-
starrkrampf) GOÄ Ziffer 378 
 
Anmerkung zu den Gebühren-Nrn. 6.3.1 bis 6.3.4: 
Der Impfstoff wird rezeptiert und muss von den Patienten in 
der Apotheke selbst bezahlt werden, soweit keine Kostenbe-
freiung besteht. 
 
Erstellung eines Impfplanes (bei Impfungen kostenlos) 

 
8,39 

 
5,24 

 
12,59 

 
 
 
 
 
 

8,00 

6.4 Beglaubigung einer Bescheinigung für das Mitführen von Be-
täubungsmitteln im Rahmen einer ärztlichen Behandlung 
gem. Artikel 75 des Schengener Durchführungsabkommens 
von 19.06.1990 (Banz. Nr. 217 v. 23.11.1990) 
und bei Auslandsreisen außerhalb des Schengen-Raumes 

15,00 

6.5 Sonstige Bescheinigungen 10,00 

6.6 Beglaubigungen von Urkunden, die zum Gebrauch im Ausland 
bestimmt sind 

10,00 

6.7 Erteilung von schriftlichen Auskünften oder Gewährung von 
Zugang zu Informationsträgern (z.B. Akteneinsichtnahme, zur 
Verfügungstellung von Informationsträgern), sofern nicht nach 
§ 2 der Satzung gebührenfrei 

 

6.7.1 Erteilung einfacher schriftlicher Auskünfte  0,00 bis 30,00 

6.7.2 Erteilung umfangreicher schriftlicher Auskünfte 30,00 bis 
500,00 

7 
 

Stundensätze des eingesetzten Personals/Nebenkosten 
 
Bei der Bemessung von Gebühren nach Zeitaufwand werden 
die jeweils vom Innenministerium festgelegten Stundensätze 
für Beamtinnen und Beamte im öffentlichen Dienst zugrunde 
gelegt. 
Sie betragen zur Zeit:  

 

7.1 Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (ehem. h.D.) oder ver-
gleichbare Beschäftigte 

82,00 

7.2 Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (ehem. g.D.) oder ver-
gleichbare Beschäftigte 

63,00 

7.3 Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt (ehem. m.D.) oder ver-
gleichbare Beschäftigte 

51,00 

7.4 Laufbahngruppe 1, 1. Einstiegsamt (ehem. e.D.) oder ver-
gleichbare Beschäftigte 

51,00 

7.5.  Kosten für die Inanspruchnahme Dritter werden als Auslagen 
erhoben 

 

7.6 Beim Einsatz von Mess- und Prüfgeräten: 
Zuschlag von 25 % zur Gebühr der eingesetzten Mitarbeiter 
 

 

7.7 Bei Prüfungen, die zu einem vom Antragsteller geforderten 
Zeitpunkt durchgeführt werden: 

 

TOP 9



4 

 

Zuschlag von 50 % zur Gebühr der eingesetzten Mitarbeiter 

7.8. Bei Prüfungen, die außerhalb der für den Bediensteten festge-
legten Dienstzeit durchgeführt werden: 
Zuschlag von 100 % zur Gebühr der eingesetzten Mitarbeiter 
(in der Regel ab 17.30 Uhr bis 7.00 Uhr morgens, sowie an 
Wochenenden und Feiertagen)  
 

 

7.9 Schreibgebühren je angefangene Seite 
GOÄ Ziffer 95 

3,50 

7.10 Schreibgebühren je Kopie 
GOÄ Ziffer 96 

0,18 

7.11 Erforderliche Reisekosten werden als Auslagen gemäß      
Bundesreisekostengesetz berechnet. 
Mindestens pauschal  

 
 

5,00 

 
 

§ 2 
Änderung des § 5 

 
Nach § 5 Absatz 3 wird folgender Absatz ergänzt: 
 
„Die Gebühr für Widerspruchsbescheide wegen der Erlaubniserteilung zur Ausübung 
der Heilkunde ohne Bestallung nach § 1 Absatz 1 des Gesetzes über die berufs-
mäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz) vom 
17.2.1939 (RGBl. I S. 251) geändert durch Gesetz vom 2.3.1974 (BGBl. I S. 469) 
wird nur erhoben, wenn und soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird.“ 
 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. 
 
 
Rendsburg, den 
 
 
 
 
Dr. Rolf-Oliver Schwemer 
Landrat 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 16.11.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/729
öffentlich
15.11.2018
Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Satzung zur "Erhebung von Verwaltungsgebühren im Rahmen der 
Durchführung von Aufgaben nach dem Heilpraktikergesetz"
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung
Öffentlich Hauptausschuss Beratung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Es wird dem Kreistag empfohlen, die Satzung zur Änderung der Satzung des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde über die Erhebung von Gebühren im Gesundheitswesen zu 
beschließen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:

In der Änderungssatzung werden die Gebührensätze der Anlage nach § 1 der 
Satzung an die Preis- und Kostenentwicklung angepasst und in § 5 eine Klarstellung 
zur Gebührenerhebung im Widerspruchsverfahren bei der Erlaubniserteilung nach 
dem Heilpraktikergesetz eingefügt. Der Übersichtlichkeit wegen, wird die gesamte 
Tabelle ausgetauscht.

Erläuterungen zur Änderungssatzung im Einzelnen:

1. Den Gebührenanpassungen im Bereich der Amtlichen Gutachten liegen die 
Zeitaufwände für die jeweilige Untersuchung und die Personalaufwendungen 
für den Amtsarzt/Amtsärztin zugrunde, die die jeweilige Untersuchung 
durchführt.
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2. Der Gebührensatz für die Ausstellung der Erlaubnis (Zeile 3.5) beruht auf dem 
Zeitaufwand der Verwaltung für die Prüfung der Nachweise und Ausstellung 
der Urkunde sowie der Beratung der Antragsteller.

3. Dem Gebührensatz der Leichenschauen (Zeilen 4.1. und 4.3) liegt der Zeit- 
und Personalaufwand einer Arztstunde zugrunde.

4. Die Ausweisung der Stundensätze des eingesetzten Personals (Abschnitt 7) 
folgt den Vorgaben des Innenministeriums.

Finanzielle Auswirkungen: 30.000,-- Euro

2 Anlagen:
- Änderungssatzung über die Erhebung von Gebühren im Gesundheitswesen 

(Entwurf)
- Satzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Erhebung von 

Gebühren im Gesundheitswesen (geltende Fassung)
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 26.09.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/649
öffentlich
26.09.2018

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Terminplanung Sitzungen Sozial- und Gesundheitsausschuss 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt:

Die nachfolgenden mit der Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden
des Sozial- und Gesundheitsausschusses abgestimmten Sitzungstermine für das 
Jahr 2019 bitte ich zur Kenntnis zu nehmen.

Sitzung Wochentag Termin Zeit Raum 

1. Sitzung Donnerstag 24.01.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
2. Sitzung Donnerstag 28.03.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
3. Sitzung Donnerstag 06.06.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
4. Sitzung Donnerstag 05.09.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
5. Sitzung Donnerstag 21.11.2019 16.00 Uhr Sitzungssaal 2
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Sozial- und Gesundheitsausschuss
des Kreises Rendsburg-Eckernförde

Rendsburg, 22.01.2019

NIEDERSCHRIFT

Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 21.11.2018
Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr
Sitzungsende: 19:00 Uhr

Raum, Ort: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rends-
burg, Kreistagssitzungssaal

Vorsitz
 von Milczewski Dr., Christine  

reguläre Mitglieder
 Mues , Sabine  
 Banaski , Rene  
 Dose , Ute  
 Eisenberg , Nina  
 Fleischer , Bernhard  
 Jürgensen , Melanie  nicht anwesend
 Khuen-Rauter , Ulrike  
 Rammer , Ulrike  
 Reimers , Maximilian  
 Rooswinkel-Weiß , Sina Marie  
 Schäfer-Jansen , Ingrid  
 Schlömer , Christian  
 Skowron , Peter  
 Strathmann , Lukas  
 Uhrbrock , Thorsten  
 Wensierski , Konstantinos  nicht anwesend
 Wieckhorst , Dominik  nicht anwesend
 Wilkens , Norbert  

stellvertretende  Mitglieder
 Machemehl , Hans-Werner  
 Rempe , Gudrun  nicht anwesend
 Aden , Timea  
 Deising , Henry Petteri  
 Dreja , Kerstin  
 Freis , Waldemar  
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 Frings , Heinz Werner  
 Hausberg , Moritz  nicht anwesend
 Kaufmann , Ralf  
 Larsen , Tatjana  
 Last , Hans-Werner  
 Nisius , Hendrik  nicht anwesend
 Rahn , Thomas  nicht anwesend
 Schunck Dr., Michael  
 Seifert , Katja  nicht anwesend
 Sunesen , Mette  nicht anwesend
 Zülsdorff , Kirsten  nicht anwesend

Verwaltung
 Agger , Imke  
 Fahlbusch Dr., Jonathan  
 Radant , Uwe  
 Völker , Michael  nicht anwesend
 Wolf , Michael  
 Skibbe , Sabrina  
 Bodendieck , Astrid  
 Schliszio , Katrin  
 Wille , Heike  

Gäste
 Brumm , Britta  
 Brust , Thomas  
 Horn Dr., Hedwig  
 Oetker , Lutz  
 Roggensack , Rosemarie  
 Rullmann , Heike  
 Teipel , Joachim  

Politik
 Chilla , Sven-Michael  
 Eggert , Wilhelm  
 Kock , Jutta  
 Rösener , Armin  
 Rumpf Dr., Juliane  
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Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesordnung

2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
06.09.2018

3. Finanzbericht: Zwischenbericht Januar bis August 2018 VO/2018/663

4. Haushalt für das Jahr 2019

4.1. Wesentliche Haushaltspunkte

4.2. Zuschussanträge

4.2.1. Antrag des Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. auf Ge-
währung eines Kreiszuschusses für den Neubau des Frau-
enhauses in Rendsburg im Haushaltsjahr 2019

VO/2018/701

4.2.2. Modelle für eine Beteiligung des Kreises an einem Frauen-
haus

VO/2018/701-001

4.2.3. Folgeantrag der Diakonie Rendsburg- Eckernförde und von 
Umwelt Technik und Soziales e.V. auf Erhöhung der Zu-
wendungen für die Migrationssozialberatung für 2019

VO/2018/697

4.2.4. Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe Freizeit-
clubs im Kreis

VO/2018/700

4.2.5. Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe Freizeit-
clubs im Kreis

VO/2018/700-001

4.2.6. Antrag der Aktivgruppe DROGE 70 auf Erhöhung der Fi-
nanzierung der Suchtpräventionsmaßnahmen im Jahr 2019

VO/2018/710

4.2.7. Antrag pro familia zur Förderung der sexualpädagogischen 
Arbeit im Kreis Rendsburg-Eckernförde 2019

VO/2018/730

4.3. Anträge der Fraktionen zum Haushalt

4.3.1. Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen auf 
Zuschusserhöhung der Integrationsleistungen

VO/2018/724

4.3.2. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Koordinierung Integration 
und Teilhabe

VO/2018/720

4.3.3. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zur Stärkung der Bera-
tungskapazität der Pflegestützpunkte

VO/2018/718

4.3.4. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Zuschüsse Suchtbera-
tung

VO/2018/719
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4.3.5. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Erhöhung des Personal-
budgets für die Stelle einer/eines Demografiebeauftragten

VO/2018/721

4.3.6. Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke über eine Zuschuss-
erhöhung für die Bahnhofsmission

VO/2018/723

4.3.7. Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke zur Förderung von 
Projekten gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit

VO/2018/722

4.3.8. Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zur Sicherstellung der 
Heimaufsicht

VO/2018/736

4.4. Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes VO/2018/666

4.5. Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019

4.6. Erstellung eines Aktionsplanes des Kreises Rendsburg-
Eckernförde unter Berücksichtigung des Landesaktionspla-
nes zur Umsetzung der UN-Konvention über Rechte von 
Menschen mit Behinderungen in Schleswig-Holstein

VO/2018/665

4.7. Kreiszuschüsse für die Suchtberatung VO/2018/693

4.8. Teilergebnis- und Finanzpläne im Zuständigkeitsbereich 
des Sozial- und Gesundheitsausschusses

5. Kommunales Benchmarking der schleswig-holsteinischen 
Kreise - Bericht 2018: Teilprojekt Gesundheit

VO/2018/676

6. Anfrage der SPD Kreistagsfraktion zur Eingliederungshilfe

7. Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke zur Situation der 
Altenpflegeeinrichtungen im Kreis Rendsburg-Eckernförde

8. Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke zur Wohnungs- und 
Obdachlosigkeit im Kreis

9. Verwaltungsvereinbarung mit dem Kreis Nordfriesland zur 
Durchführung von Aufgaben nach dem Heilpraktikergesetz

VO/2018/726

9.1. Satzung zur "Erhebung von Verwaltungsgebühren im Rah-
men der Durchführung von Aufgaben nach dem Heilprakti-
kergesetz"

VO/2018/729

10. Bericht der Verwaltung

11. Zusammensetzung der Arbeitsgruppe § 4 SGB XII

12. Terminplanung Sitzungen Sozial- und Gesundheitsaus-
schuss 2019

VO/2018/649

13. Verschiedenes



Seite: 5/16



Seite: 6/16

Protokoll:

zu 1 Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesord-
nung

Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses um 
16.00 Uhr und begrüßt die Anwesenden.

Einwendungen gegen Form und Frist der Einladung werden nicht erhoben. Die Vor-
sitzende stellt die Beschlussfähigkeit fest.

Die Vorsitzende stellt fest, dass zwei bürgerliche Mitglieder anwesend sind, die
noch nicht verpflichtet worden sind. Nachdem die Vorsitzende den bürgerlichen Mit-
gliedern ihre Rechte und Pflichten erläutert hat, verpflichtet sie Herrn Skowron und 
Herrn Last mit Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten und 
führt sie in die Tätigkeit ein.

Die Vorsitzende verweist auf die nachgesandten Unterlagen und die damit verbunde-
nen weiteren Tagesordnungspunkte. Auf Nachfrage gibt es zu der Tagesordnung 
keine weiteren Änderungs- oder Ergänzungswünsche. Der Sozial- und Gesundheits-
ausschuss stimmt der ergänzten Tagesordnung einstimmig zu.

Aufgrund der langen Tagesordnung teilt die Vorsitzende mit, dass für die heutige
Sitzung lediglich ein Ergebnisprotokoll erstellt wird. Seitens des Ausschusses gibt es 
keine Bedenken zu diesem Vorschlag.

.

zu 2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
06.09.2018

Einwendungen gegen die Niederschrift werden nicht erhoben. Die Niederschrift über 
die Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 6.9.2018 wird mit zwei Ent-
haltungen genehmigt.

zu 3 Finanzbericht: Zwischenbericht Januar bis August 
2018

VO/2018/663

Die Vorsitzende erläutert die Vorlage. Nachfragen an Herrn Dr. Fahlbusch gibt es 
nicht. Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den Finanzbericht zur Kenntnis.

zu 4 Haushalt für das Jahr 2019

zu 4.1 Wesentliche Haushaltspunkte

Herr Dr. Fahlbusch erläutert die wesentlichen Haushaltspunkte.
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zu 4.2 Zuschussanträge

zu 4.2.1 Antrag des Brücke Rendsburg-Eckernförde e.V. auf 
Gewährung eines Kreiszuschusses für den Neubau 
des Frauenhauses in Rendsburg im Haushaltsjahr 
2019

VO/2018/701

Die Vorsitzende begrüßt Frau Rullmann, Frau Brumm und Herrn Brust von der
Brücke Rendsburg-Eckernförde e. V. Frau Rullmann erläutert den Antrag. Im
weiteren Verlauf wird im Ausschuss über den Antrag diskutiert.

Beschlussvorschlag: 
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Kreistag, der Brücke
Rendsburg-Eckernförde e. V. einen Investitionskostenzuschuss für den Neubau
des Frauenhauses in Rendsburg in Höhe von 350.000,-- Euro zu gewähren und
finanzielle Mittel in dieser Höhe in die Veränderungsliste zum Haushaltsentwurf 2019 
(Teilhaushalt 315101) aufzunehmen. Die Gewährung des Zuschusses durch den 
Kreis ist davon abhängig, dass das Land Schleswig-Holstein den Neubau ebenfalls 
fördert. Der Zuschuss des Kreises wird nur in der Höhe gewährt, in der nach Abzug 
der Landesförderung Investitionskosten verbleiben, maximal in Höhe von 350.000,-- 
Euro.

Abstimmungsergebnis:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Antrag einstimmig zu.

zu 4.2.2 Modelle für eine Beteiligung des Kreises an einem 
Frauenhaus

VO/2018/701-
001

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

zu 4.2.3 Folgeantrag der Diakonie Rendsburg- Eckernförde 
und von Umwelt Technik und Soziales e.V. auf Erhö-
hung der Zuwendungen für die Migrationssozialbera-
tung für 2019

VO/2018/697

Die Vorsitzende bittet Herrn Kaufmann und Herrn Oetker den Antrag vorzustellen. 
Auf Nachfrage beantwortet Herr Wolf weitere Fragen zum Antrag.

Beschlussvorschlag:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, die Kreismittel für die Migrations-
sozialberatung der beiden Träger Diakonisches Werk Rendsburg-Eckernförde e. V. 
und UTS e. V. um jeweils 12.400,-- Euro auf jeweils 15.000,-- Euro zu erhöhen und 
finanzielle Mittel in dieser Höhe in die Veränderungsliste zum Haushaltsentwurf 2019 
(Teilhaushalt 331101) aufzunehmen.
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Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 11
Nein-Stimmen:   1
Enthaltungen:   7

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Antrag mehrheitlich zu.

Es erfolgt eine Pause von 17.20 Uhr bis 17.30 Uhr.

zu 4.2.4 Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe 
Freizeitclubs im Kreis

VO/2018/700

Die Vorsitzende begrüßt Frau Dr. Horn und Frau Roggensack von der Lebenshilfe 
und verweist auf die nachgesandten Unterlagen zum Antrag unter TOP 4.2.5. Es 
wird mitgeteilt, dass am 22.11.2018 ein Termin mit der Koordinierungsstelle soziale 
Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise Anstalt des öffentlichen Rechts (KOSOZ 
AöR) stattfindet. Im Anschluss erläutern Frau Dr. Horn und Frau Roggensack den 
Antrag. Im Anschluss folgt eine Diskussion.

Der Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. zur
Finanzierung der Lebenshilfe Freizeitclubs im Kreis über einen Zuschuss in Höhe 
von 150.000,-- Euro für das Jahr 2019 wird mit 1 Ja-Stimme, 1 Enthaltung und 16 
Nein-Stimmen mehrheitlich abgelehnt.

Es kommt zu einem weiteren Beschlussvorschlag:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, der Lebenshilfe Kreisvereinigung 
Rensburg-Eckernförde e. V. für den Weiterbetrieb der Lebenshilfe Freizeitclubs in 
Rendsburg, Eckernförde und Bordesholm einen einmaligen Zuschuss in Höhe von 
60.000,-- Euro (20.000,-- Euro je Freizeitclub) zu gewähren und finanzielle Mittel in 
dieser Höhe in die Veränderungsliste zum Haushaltsentwurf 2019 (Teilhaushalt 
315101) aufzunehmen. Der einmalige Zuschuss dient zur finanziellen Überbrückung 
für den Weiterbetrieb der Freizeitclubs bis zum Abschluss einer Leistungs-vereinba-
rung mit der KOSOZ AöR.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 17
Nein-Stimmen:   0
Enthaltungen:   1

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Antrag einstimmig zu.
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zu 4.2.5 Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-
Eckernförde e. V. zur Finanzierung der Lebenshilfe 
Freizeitclubs im Kreis

VO/2018/700-
001

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die nachgesandten Unterlagen zum 
Antrag der Lebenshilfe Kreisvereinigung Rendsburg-Eckernförde e. V. zur Kenntnis. 

zu 4.2.6 Antrag der Aktivgruppe DROGE 70 auf Erhöhung der 
Finanzierung der Suchtpräventionsmaßnahmen im 
Jahr 2019

VO/2018/710

Die Vorsitzende begrüßt Herrn Teipel, der den Antrag sowie den von ihm 
angewandten Kostenindex erläutert.

Beschlussvorschlag: 
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, die Kreismittel für das Projekt 
Suchtberatung der DROGE 70 im Haushaltsentwurf 2019 um 900,-- Euro auf 
36.500,-- Euro zu erhöhen und finanzielle Mittel in dieser Höhe in die Veränderungs-
liste zum Haushaltsentwurf 2019 (Teilhaushalt 331102) aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 11
Nein-Stimmen:   7
Enthaltungen:   0

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Antrag der Aktivgruppe DROGE 
70 mehrheitlich zu.

Herr Frings bittet in der nächsten Sitzung um generelle Klärung, welcher
Berechnungsindex bei der Fortschreibung der Zuwendungen im Haushalt angewandt 
werden soll.

zu 4.2.7 Antrag pro familia zur Förderung der sexualpädagogi-
schen Arbeit im Kreis Rendsburg-Eckernförde 2019

VO/2018/730

Die CDU-Kreistagsfraktion stellt einen Vertagungsantrag, da in der Sitzung nicht auf-
geklärt werden konnte, wie die bisherige Finanzierung erfolgt ist.

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Antrag der CDU-Fraktion auf 
Vertagung zur nächsten Sitzung am 24.1.2019 einstimmig zu.
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zu 4.3 Anträge der Fraktionen zum Haushalt

zu 4.3.1 Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
auf Zuschusserhöhung der Integrationsleistungen

VO/2018/724

Auf Nachfrage der Vorsitzenden beschließt der Sozial- und Gesundheitsausschuss 
einstimmig über die Punkte 4.3.1 und 4.3.2 gemeinsam abzustimmen.

Beschlussvorschlag: 
Der im Haushalt des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das Jahr 2019 bereit-ge-
stellte Betrag für Integrationsmittel in Höhe von 242.000,-- Euro wird um 58.000,-- 
Euro auf 300.000,-- Euro erhöht (Teilhaushalt 313901, Zeile 15). Die Mittel dienen 
der Förderung von Projekten im Rahmen des Konzepts zur Integration von
Migrantinnen und Migranten im Kreis Rendsburg-Eckernförde. Die Mittelvergabe er-
folgt nach den Leitlinien über die Vergabe von Integrationsmitteln durch den Kreis 
Rendsburg-Eckernförde 2018.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 17
Nein-Stimmen:   1
Enthaltungen:   0

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Antrag auf Zuschusserhöhung 
der Integrationsleistungen mit einer Gegenstimme zu.

zu 4.3.2 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Koordinierung Inte-
gration und Teilhabe

VO/2018/720

Siehe TOP 4.3.1.

zu 4.3.3 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zur Stärkung der 
Beratungskapazität der Pflegestützpunkte

VO/2018/718

Herr Frings erläutert den Vorschlag und beantwortet Nachfragen. Der im Antrag ent-
haltene Klammerzusatz soll entfallen.

Beschlussvorschlag:
Zur Stärkung der Beratungskapazität der 5 Pflegestützpunkte ist der Ansatz im Teil-
haushalt 315201 um 22.500,-- Euro zu erhöhen. Für die Aus- und Weiterbildung der 
Mitarbeiter der Pflegestützpunkte sind darüber hinaus 5.000,-- zu veranschlagen.

Abstimmungsergebnis:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag einstimmig 
zu.
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zu 4.3.4 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Zuschüsse Sucht-
beratung

VO/2018/719

Herr Fleischer teilt mit, dass der Antrag sich bezüglich DROGE 70 erledigt hat, da 
der Erhöhung um 900,-- Euro bereits unter TOP 4.2.6 zugestimmt wurde.

Es wird nach Diskussion über die Erhöhung der Zuschüsse für die weiteren Bera-
tungsstellen der Suchthilfe abgestimmt:
 

Beschlussvorschlag:
Die Zuschüsse für folgende Beratungsstellen werden im Teilhaushalt 331102 auf ins-
gesamt 800,-- Euro angehoben, da diese seit mehreren Jahren nicht mehr erhöht 
wurden und der allgemeinen Kostenentwicklung anzupassen sind:
AG Blau-Kreuz von 6.200,-- Euro auf 6.500,-- Euro
AG Guttempler von 4.000,-- Euro auf 4.300,-- Euro  und
Freundeskreis von 2.300,-- Euro auf 2.500,-- Euro.

Abstimmungsergebnis:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag einstimmig 
zu.

Es folgt eine Pause von 18.40 Uhr bis 18.50 Uhr.

zu 4.3.5 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion: Erhöhung des Per-
sonalbudgets für die Stelle einer/eines Demografiebe-
auftragten

VO/2018/721

Herr Frings erläutert den Antrag.

Der Hauptausschuss hat die Entscheidung zur Entfristung der Stelle zur Beratung an 
den Sozial- und Gesundheitsausschuss zurückverwiesen. Herr Dr. Fahlbusch
erläutert die Notwendigkeit einer erneuten Beschlussfassung über die Entfristung der  
Demographiemanagementstelle.

Beschlussvorschlag:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss wiederholt seine bereits in der Sitzung am 
6.9.2018 beschlossene Empfehlung, die Stelle mit der laufenden Nummer 00041214 
im Stellenplan (Demographiemanagement) ohne k.W.-Vermerk fortzuführen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 15
Nein-Stimmen:   0
Enthaltungen:   3
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Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mehr-stim-
mig zu.

Es folgt die Abstimmung über den Antrag der SPD-Kreistagsfraktion:

Beschlussvorschlag:
Das für die Stelle des Demographiebeauftragten vorgesehene Personalbudget wird 
um 20.000,-- Euro erhöht.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen:   2
Enthaltungen:   0

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mehr-stim-
mig zu.

zu 4.3.6 Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke über eine Zu-
schusserhöhung für die Bahnhofsmission

VO/2018/723

Die Vorsitzende weist darauf hin, dass die Gesamtsumme im Antrag bei einer
Erhöhung um 9.800,-- Euro nicht 15.000,--Euro, sondern 15.400,-- Euro lauten muss. 
Herr Reimers korrigiert den Antrag dahingehend, dass eine Erhöhung um 9.400,-- 
Euro auf 15.000.—Euro verlangt wird. Im Anschluss erläutert Herr Reimers den
Antrag.

Beschlussvorschlag:
Der Zuschuss für die Bahnhofsmission wird um 9.400,-- Euro auf 15.000,-- Euro
erhöht.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:   1
Nein-Stimmen:   9
Enthaltungen:   8

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss lehnt den Antrag mehrheitlich ab.

zu 4.3.7 Antrag der Kreistagsfraktion Die Linke zur Förderung 
von Projekten gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit

VO/2018/722

Der Antrag wird von Herrn Reimers zurückgezogen.
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zu 4.3.8 Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zur Sicherstellung 
der Heimaufsicht

VO/2018/736

Frau Mues stellt den Antrag vor und erklärt für die CDU-Kreistagsfraktion, dass Satz 
2 des Antrages zurückgenommen wird, so dass nur über Satz 1 abzustimmen ist.

Beschlussvorschlag:
Der Landrat wird aufgefordert, eine 100 %ige Regelkontrolle in den Pflegeheimen 
des Kreises sicherzustellen.

Abstimmungsergebnis:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag einstimmig 
zu.

zu 4.4 Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes VO/2018/666

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

zu 4.5 Änderungen zum Haushaltsentwurf 2019

Eine Veränderungsliste liegt neben den vorstehend beschlossenen Veränderungen 
nicht vor.

zu 4.6 Erstellung eines Aktionsplanes des Kreises Rends-
burg-Eckernförde unter Berücksichtigung des Landes-
aktionsplanes zur Umsetzung der UN-Konvention über 
Rechte von Menschen mit Behinderungen in Schles-
wig-Holstein

VO/2018/665

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

zu 4.7 Kreiszuschüsse für die Suchtberatung VO/2018/693

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

zu 4.8 Teilergebnis- und Finanzpläne im Zuständigkeitsbe-
reich des Sozial- und Gesundheitsausschusses

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt den Teilergebnis- und Finanzplänen 
unter Berücksichtigung der beschlossenen Veränderungen einstimmig zu.
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zu 5 Kommunales Benchmarking der schleswig-holsteini-
schen Kreise - Bericht 2018: Teilprojekt Gesundheit

VO/2018/676

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

zu 6 Anfrage der SPD Kreistagsfraktion zur Eingliederungs-
hilfe

Die Anfrage wird von der SPD-Kreistagsfraktion zurückgezogen. Nach Beratung im 
Ältestenrat wird die Anfrage erneut gestellt.

zu 7 Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke zur Situation 
der Altenpflegeeinrichtungen im Kreis Rendsburg-
Eckernförde

Es erfolgt eine mündliche Erläuterung der Antworten durch Dr. Fahlbusch. Die
Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke sowie die Antworten der Verwaltung werden 
der Niederschrift als Anlage beigefügt.

Herr Schlömer wünscht sich das Thema als Schwerpunkt für die Sitzungen im
kommenden Jahr.

zu 8 Anfrage der Kreistagsfraktion Die Linke zur Woh-
nungs- und Obdachlosigkeit im Kreis

Herr Reimers erklärt die Rücknahme der Anfrage.

zu 9 Verwaltungsvereinbarung mit dem Kreis Nordfriesland 
zur Durchführung von Aufgaben nach dem Heilprakti-
kergesetz

VO/2018/726

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis 
und stimmt mit drei Enthaltungen dem Vorgehen zu.

zu 9.1 Satzung zur "Erhebung von Verwaltungsgebühren im 
Rahmen der Durchführung von Aufgaben nach dem 
Heilpraktikergesetz"

VO/2018/729

Die Vorsitzende erläutert den Antrag.

Beschlussvorschlag: 
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Es wird dem Kreistag empfohlen, die Satzung zur Änderung der Satzung des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde über die Erhebung von Gebühren im Gesundheitswesen zu 
beschließen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 17
Nein-Stimmen:   0
Enthaltungen:   1

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mehrheitlich 
zu.

zu 10 Bericht der Verwaltung

Herr Dr. Fahlbusch teilt mit, dass eine Mitteilungsvorlage bezüglich der Änderung 
des Verwaltungsgliederungsplans für den Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesund-
heit der Niederschrift beigefügt wird.

zu 11 Zusammensetzung der Arbeitsgruppe § 4 SGB XII

Herr Dr. Fahlbusch erläutert, dass es sich hier um eine Arbeitsgruppe handelt, an der 
Träger von Sozialleistungen sowie andere an der Gewährung von Sozialleistungen 
beteiligte Dritte teilnehmen. Laut § 4 SGB XII ist keine kommunalpolitische
Beteiligung an der Arbeitsgruppe vorgesehen.

Herr Dr. Fahlbusch schlägt vor, zukünftig regelmäßig über die Sitzungen der Arbeits-
gruppe § 4 SGB XII im Ausschuss zu berichten.

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis.

zu 12 Terminplanung Sitzungen Sozial- und Gesundheits-
ausschuss 2019

VO/2018/649

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt die Terminplanung für 2019 zur 
Kenntnis: 

1. Sitzung Donnerstag 24.01.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
2. Sitzung Donnerstag 28.03.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
3. Sitzung Donnerstag 06.06.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
4. Sitzung Donnerstag 05.09.2019 17.00 Uhr Sitzungssaal 2
5. Sitzung Donnerstag 21.11.2019 16.00 Uhr Sitzungssaal 2

Herr Deising schlägt vor, die künftigen Sitzungen im Kreistagssitzungssaal abzuhal-
ten. Dies findet allgemeine Zustimmung. Frau Schliszio wird diese Möglichkeit prüfen 
und die Räume bei freier Kapazität umbuchen.
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zu 13 Verschiedenes

Die Mitglieder des Sozial- und Gesundheitsausschusses wünschen für die künftigen 
Sitzungen zusätzlich zu den Kaltgetränken Kaffee und Tee.

Frau Mues weist darauf hin, dass Prospekte des Fördervereins imland Klinik e. V. 
verteilt wurden und legt eine Mitgliedschaft nahe.

Herr Dr. Fahlbusch verweist darauf, dass im Neuen Jahr über die Verwendung des 
Jahresüberschusses der Förde Sparkasse zu entscheiden ist.

Die Vorsitzende bittet bei Wechsel der E-Mail-Anschrift ebenfalls Frau Schliszio
(katrin.schliszio@kreis-rd.de) in Kenntnis zu setzen.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, bedankt sich die Vorsitzende bei 
den Beteiligten und schließt die Sitzung um 20.00 Uhr.

gez. Dr. Christine von Milczewski gez. Katrin Schliszio
Vorsitz Protokollführung
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